
dungsveranstaltungen zur Pflicht gemacht wer-
den. Satz 1 findet insoweit keine Anwendung.

6 /  Kann im Verteidigungsfalle der Bedarf an Ar-
beitskräften für die in Abs. 3 Satz 2 genannten 
 Bereiche auf freiwilliger Grundlage nicht gedeckt 
werden, so kann zur Sicherung dieses Bedarfs 
die Freiheit der Deutschen, die Ausübung eines 
Berufs oder den Arbeitsplatz aufzugeben, durch 
Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes ein
geschränkt werden. Vor Eintritt des Verteidigungs 
falles gilt Abs. 5 Satz 1 entsprechend.

Artikel 13 
Unverletzlichkeit der Wohnung

1/  Die Wohnung ist unverletzlich.
2 /  Durchsuchungen dürfen nur durch den Richter, 

bei Gefahr im Verzuge auch durch die in den 
 Gesetzen vorgesehenen anderen Organe ange-
ordnet und nur in der dort vorgeschriebenen 
Form durchgeführt werden.

3 /  Begründen bestimmte Tatsachen den Verdacht, 
daß jemand eine durch Gesetz einzeln be-
stimmte besonders schwere Straftat begangen 
hat, so dürfen zur Verfolgung der Tat auf Grund 
richterlicher Anordnung technische Mittel zur 
akustischen Überwachung von Wohnungen, in 
denen der  Beschuldigte sich vermutlich aufhält, 
eingesetzt werden, wenn die Erforschung des 
Sachverhalts auf andere Weise unverhältnismä-
ßig erschwert oder aussichtslos wäre. Die Maß-
nahme ist zu befristen. Die Anordnung erfolgt 
durch einen mit drei Richtern besetzten Spruch-
körper. Bei Gefahr im Verzuge kann sie auch 
durch einen einzelnen Richter getroffen werden.

4 /  Zur Abwehr dringender Gefahren für die öffent
liche Sicherheit, insbesondere einer gemeinen 
Gefahr oder einer Lebensgefahr, dürfen tech
nische Mittel zur Überwachung von Wohnungen 
nur auf Grund richterlicher Anordnung eingesetzt 
 werden. Bei Gefahr im Verzuge kann die Maß
nahme auch durch eine andere gesetzlich be-
stimmte Stelle angeordnet werden; eine richter
liche Entscheidung ist unverzüglich nachzuholen.

5 /  Sind technische Mittel ausschließlich zum 
Schutze der bei einem Einsatz in Wohnungen 
tätigen Personen vorgesehen, kann die Maß-
nahme durch eine gesetzlich bestimmte Stelle 
angeordnet  werden. Eine anderweitige Verwer-
tung der hierbei erlangten Erkenntnisse ist nur 
zum Zwecke der Strafverfolgung oder der Ge-
fahrenabwehr und nur zulässig, wenn zuvor die 
Rechtmäßigkeit der Maßnahme richterlich fest-
gestellt ist; bei Gefahr im Verzuge ist die richter-
liche Entscheidung unverzüglich nachzuholen.

6 /  Die Bundesregierung unterrichtet den Bundes-
tag jährlich über den nach Abs. 3 sowie über 
den im Zuständigkeitsbereich des Bundes nach 
 Abs. 4 und, soweit richterlich überprüfungs
bedürftig, nach Abs. 5 erfolgten Einsatz tech

nischer Mittel. Ein vom Bundestag gewähltes 
 Gremium übt auf der Grundlage dieses Berichts 
die parlamentarische Kontrolle aus. Die Länder 
gewährleisten eine gleichwertige parlamentari-
sche Kontrolle.

7 /  Eingriffe und Beschränkungen dürfen im übrigen 
nur zur Abwehr einer gemeinen Gefahr oder 
einer Lebensgefahr für einzelne Personen, auf 
Grund eines Gesetzes auch zur Verhütung drin-
gender Gefahren für die öffentliche Sicherheit 
und Ordnung, insbesondere zur Behebung der 
Raumnot, zur Bekämpfung von Seuchengefahr 
oder zum Schutze gefährdeter Jugendlicher 
vorgenommen werden.

Artikel 14 
Eigentum / Erbrecht / Enteignung

1/  Das Eigentum und das Erbrecht werden ge-
währleistet. Inhalt und Schranken werden durch 
die Gesetze bestimmt.

2 /  Eigentum verpflichtet. Sein Gebrauch soll zu-
gleich dem Wohle der Allgemeinheit dienen.

3 /  Eine Enteignung ist nur zum Wohle der Allge-
meinheit zulässig. Sie darf nur durch Gesetz 
oder auf Grund eines Gesetzes erfolgen, das 
Art und Ausmaß der Entschädigung regelt. Die 
Entschädigung ist unter gerechter Abwägung 
der Interessen der Allgemeinheit und der Betei-
ligten zu bestimmen. Wegen der Höhe der Ent-
schädigung steht im Streitfalle der Rechtsweg 
vor den ordentlichen Gerichten offen.

Artikel 15 
Vergesellschaftung

Grund und Boden, Naturschätze und Produktions-
mittel können zum Zwecke der Vergesellschaftung 
durch ein Gesetz, das Art und Ausmaß der Ent-
schädigung regelt, in Gemeineigentum oder in an-
dere Formen der Gemeinwirtschaft überführt wer-
den. Für die Entschädigung gilt Art. 14 Abs. 3 Satz 3 
und 4 entsprechend.

Artikel 16 
Staatsangehörigkeit / Auslieferung

1/  Die deutsche Staatsangehörigkeit darf nicht 
entzogen werden. Der Verlust der Staatsange-
hörigkeit darf nur auf Grund eines Gesetzes und 
gegen den Willen des Betroffenen nur dann 
eintreten, wenn der Betroffene dadurch nicht 
staatenlos wird.

2 /   Kein Deutscher darf an das Ausland ausgeliefert 
werden. Durch Gesetz kann eine abweichende 
Regelung für Auslieferungen an einen Mitglied-
staat der Europäischen Union oder an einen 
internationalen Gerichtshof getroffen werden, 
soweit rechtsstaatliche Grundsätze gewahrt sind.

Artikel 16a 
Asylrecht

1/  Politisch Verfolgte genießen Asylrecht.
2 /    Auf Abs. 1 kann sich nicht berufen, wer aus 

einem Mitgliedstaat der Europäischen Gemein-
schaften oder aus einem anderen Drittstaat 
einreist, in dem die Anwendung des Abkom-
mens über die Rechtsstellung der Flüchtlinge 
und der Konvention zum Schutze der Men-
schenrechte und Grundfreiheiten sichergestellt 
ist. Die Staaten außerhalb der Europäischen 
Gemeinschaften, auf die die Voraussetzungen 
des Satzes 1 zutreffen, werden durch Gesetz, 
das der Zustimmung des Bundesrates bedarf, 
bestimmt. In den Fällen des Satzes 1 können 
aufenthaltsbeendende  Maß nahmen unabhängig 
von einem hiergegen ein gelegten Rechtsbehelf 
vollzogen werden.

3 /   Durch Gesetz, das der Zustimmung des Bun-
desrates bedarf, können Staaten bestimmt 
 werden, bei denen auf Grund der Rechtslage, 
der Rechtsanwendung und der allgemeinen 
politischen Verhältnisse gewährleistet erscheint, 
daß dort weder politische Verfolgung noch 
 unmenschliche oder erniedrigende Bestrafung 
oder Behandlung stattfindet. Es wird vermutet, 
daß ein Ausländer aus einem solchen Staat 
nicht verfolgt wird, solange er nicht Tatsachen 
vorträgt, die die Annahme  begründen, daß  
er entgegen dieser Vermutung politisch ver 
folgt wird.

4 /   Die Vollziehung aufenthaltsbeendender Maß-
nahmen wird in den Fällen des Abs. 3 und in 
anderen Fällen, die offensichtlich unbegründet 
sind oder als offensichtlich unbegründet gelten, 
durch das Gericht nur ausgesetzt, wenn ernstli-
che Zweifel an der Rechtmäßigkeit der Maßnah-
me bestehen; der Prüfungsumfang kann einge-
schränkt werden und verspätetes Vorbringen 
unberücksichtigt bleiben. Das Nähere ist durch 
Gesetz zu bestimmen.

5 /    Die Absätze 1 bis 4 stehen völkerrechtlichen 
 Verträgen von Mitgliedstaaten der Europäischen 
Gemeinschaften untereinander und mit dritten 
Staaten nicht entgegen, die unter Beachtung 
der Verpflichtungen aus dem Abkommen über 
die Rechtsstellung der Flüchtlinge und der 
Konven tion zum Schutze der Menschenrechte 
und Grundfreiheiten, deren Anwendung in den 
Vertragsstaaten sichergestellt sein muß, Zustän-
digkeitsregelungen für die Prüfung von Asyl
begehren einschließlich der gegenseitigen 
 Anerkennung von Asylentscheidungen treffen.

Artikel 17 
Petitionsrecht

Jedermann hat das Recht, sich einzeln oder in 
 Gemeinschaft mit anderen schriftlich mit Bitten oder 
Beschwerden an die zuständigen Stellen und an die 
Volksvertretung zu wenden.

Artikel 17a 
Einschränkung der Grundrechte  
in besonderen Fällen

1/  Gesetze über Wehrdienst und Ersatzdienst können 
bestimmen, daß für die Angehörigen der Streit-
kräfte und des Ersatzdienstes während der Zeit 
des Wehr oder Ersatzdienstes das Grundrecht, 
seine Meinung in Wort, Schrift und Bild frei zu 
äußern und zu verbreiten (Art. 5 Abs. 1 Satz 1 
erster Halbsatz), das Grundrecht der Versamm-
lungsfreiheit (Art. 8) und das Petitionsrecht 
 (Art. 17), soweit es das Recht gewährt, Bitten 
oder Beschwerden in Gemeinschaft mit ande-
ren vorzubringen, eingeschränkt werden.

2 /  Gesetze, die der Verteidigung einschließlich des 
Schutzes der Zivilbevölkerung dienen, können 
bestimmen, daß die Grundrechte der Frei
zügigkeit (Art. 11) und der Unverletzlichkeit der 
Wohnung (Art. 13) eingeschränkt werden.

Artikel 18 
Grundrechtsverwirkung

Wer die Freiheit der Meinungsäußerung, insbesonde-
re die Pressefreiheit (Art. 5 Abs. 1), die Lehrfreiheit 
(Art. 5 Abs. 3), die Versammlungsfreiheit (Art. 8), die 
Ver einigungsfreiheit (Art. 9), das Brief, Post und 
Fern melde geheimnis (Art. 10), das Eigentum 
(Art. 14) oder das Asylrecht (Art. 16a) zum Kampfe 
gegen die freiheitliche demokratische Grundord-
nung mißbraucht, verwirkt diese Grundrechte. Die 
Verwirkung und ihr Ausmaß werden durch das Bun-
desverfassungsgericht ausgesprochen.

Artikel 19 
Einschränkung von Grundrechten – Rechtsweg

1/   Soweit nach diesem Grundgesetz ein Grund-
recht durch Gesetz oder auf Grund eines Ge-
setzes  eingeschränkt werden kann, muß das 
Gesetz allgemein und nicht nur für den Einzelfall 
gelten. Außerdem muß das Gesetz das Grund-
recht unter Angabe des Artikels nennen.

2 /    In keinem Falle darf ein Grundrecht in seinem 
 Wesensgehalt angetastet werden.

3 /   Die Grundrechte gelten auch für inländische 
juristische Personen, soweit sie ihrem Wesen 
nach auf diese anwendbar sind.

4 /   Wird jemand durch die öffentliche Gewalt in sei-
nen Rechten verletzt, so steht ihm der Rechts-
weg offen. Soweit eine andere Zuständigkeit 
nicht  begründet ist, ist der ordentliche Rechtsweg 
 g egeben. Art. 10 Abs. 2 Satz 2 bleibt unberührt.

II. DER BUND UND DIE LÄNDER

Artikel 20  
Verfassungsgrundsätze / Widerstandsrecht

 1/  Die Bundesrepublik Deutschland ist ein demo
kratischer und sozialer Bundesstaat.

2 /  Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus. Sie wird 
vom Volke in Wahlen und Abstimmungen und 
durch besondere Organe der Gesetzgebung, 
der vollziehenden Gewalt und der Rechtspre-
chung ausgeübt.

3 /  Die Gesetzgebung ist an die verfassungsmäßige 
Ordnung, die vollziehende Gewalt und die Recht-
sprechung sind an Gesetz und Recht gebunden.

4 /   Gegen jeden, der es unternimmt, diese Ord-
nung zu beseitigen, haben alle Deutschen das 
Recht zum Widerstand, wenn andere Abhilfe 
nicht möglich ist.

Artikel 20a 
Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen  
und der Tiere

Der Staat schützt auch in Verantwortung für die 
künftigen Generationen die natürlichen Lebens-
grundlagen und die Tiere im Rahmen der verfas-
sungsmäßigen Ordnung durch die Gesetzgebung 
und nach Maß gabe von Gesetz und Recht durch 
die vollziehende Gewalt und die Rechtsprechung.
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I. DIE GRUNDRECHTE

Artikel 1 
Menschenwürde / Menschenrechte /  
Rechtsverbindlichkeit der  Grundrechte

1/  Die Würde des Menschen ist unantastbar.  
Sie zu achten und zu schützen ist Verpflichtung 
aller staatlichen Gewalt.

2 /  Das Deutsche Volk bekennt sich darum zu un-
verletzlichen und unveräußerlichen Menschen-
rechten als Grundlage jeder menschlichen 
 Gemeinschaft, des Friedens und der Gerechtig-
keit in der Welt.

3 /  Die nachfolgenden Grundrechte binden Gesetz
gebung, vollziehende Gewalt und Recht
sprechung als unmittelbar geltendes Recht.

Artikel 2 
Persönliche Freiheitsrechte

1/  Jeder hat das Recht auf die freie Entfaltung 
seiner Persönlichkeit, soweit er nicht die Rechte 
anderer verletzt und nicht gegen die verfas
sungs mäßige Ordnung oder das Sittengesetz 
verstößt.

2 /  Jeder hat das Recht auf Leben und körperliche 
Unversehrtheit. Die Freiheit der Person ist 
 unverletzlich. In diese Rechte darf nur auf Grund 
eines Gesetzes eingegriffen werden.

Artikel 3 
Gleichheit vor dem Gesetz

1/  Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich.
2 /  Männer und Frauen sind gleichberechtigt.  

Der Staat fördert die tatsächliche Durchsetzung 
der Gleichberechtigung von Frauen und Män-
nern und wirkt auf die Beseitigung bestehender 
Nachteile hin.

3 /  Niemand darf wegen seines Geschlechtes, seiner 
Abstammung, seiner Rasse, seiner Sprache, 
seiner Heimat und Herkunft, seines Glaubens, 
seiner religiösen oder politischen Anschauungen 
benachteiligt oder bevorzugt werden. Niemand darf 
wegen seiner Behinderung benachteiligt werden.

Artikel 4 
Glaubens- und Gewissensfreiheit

1/  Die Freiheit des Glaubens, des Gewissens und 
die Freiheit des religiösen und weltanschau
lichen Bekenntnisses sind unverletzlich.

2 /  Die ungestörte Religionsausübung wird gewähr-
leistet.

3 /  Niemand darf gegen sein Gewissen zum 
 Kriegsdienst mit der Waffe gezwungen werden. 
Das Nähere regelt ein Bundesgesetz.

Artikel 5 
Freiheit der Meinung, Kunst und Wissenschaft

1/  Jeder hat das Recht, seine Meinung in Wort, 
Schrift und Bild frei zu äußern und zu verbreiten 
und sich aus allgemein zugänglichen Quellen 
ungehindert zu unterrichten. Die Pressefreiheit 
und die Freiheit der Berichterstattung durch 
Rundfunk und Film werden gewährleistet. Eine 
Zensur findet nicht statt.

2 /  Diese Rechte finden ihre Schranken in den Vor-
schriften der allgemeinen Gesetze, den gesetz
lichen Bestimmungen zum Schutze der Jugend 
und in dem Recht der persönlichen Ehre.

3 /  Kunst und Wissenschaft, Forschung und Lehre 
sind frei. Die Freiheit der Lehre entbindet nicht 
von der Treue zur Verfassung.

Artikel 6 
Ehe / Familie / Kinder

1/  Ehe und Familie stehen unter dem besonderen 
Schutze der staatlichen Ordnung.

2 /  Pflege und Erziehung der Kinder sind das natür
liche Recht der Eltern und die zuvörderst ihnen 
obliegende Pflicht. Über ihre Betätigung wacht 
die staatliche Gemeinschaft.

3 /  Gegen den Willen der Erziehungsberechtigten 
dürfen Kinder nur auf Grund eines Gesetzes von 
der Familie getrennt werden, wenn die Erzie-
hungsberechtigten versagen oder wenn die 
 Kinder aus anderen Gründen zu verwahrlosen 
drohen.

4 /  Jede Mutter hat Anspruch auf den Schutz und 
die Fürsorge der Gemeinschaft.

5 /  Den unehelichen Kindern sind durch die 
 Gesetzgebung die gleichen Bedingungen für 

ihre leibliche und seelische Entwicklung und  
ihre Stellung in der Gesellschaft zu schaffen wie 
den ehelichen Kindern.

Artikel 7 
Schulwesen

1/  Das gesamte Schulwesen steht unter der Auf-
sicht des Staates.

2 /  Die Erziehungsberechtigten haben das Recht, 
über die Teilnahme des Kindes am Religions
unterricht zu bestimmen.

3 /  Der Religionsunterricht ist in den öffentlichen 
Schulen mit Ausnahme der bekenntnisfreien 
Schulen ordentliches Lehrfach. Unbeschadet 
des staatlichen Aufsichtsrechtes wird der 
 Religionsunterricht in Übereinstimmung mit den 
Grundsätzen der Religionsgemeinschaften er-
teilt. Kein Lehrer darf gegen seinen Willen ver-
pflichtet werden, Religionsunterricht zu erteilen.

4 /   Das Recht zur Errichtung von privaten Schulen 
wird gewährleistet. Private Schulen als Ersatz 
für öffentliche Schulen bedürfen der Genehmi-
gung des Staates und unterstehen den Landes-
gesetzen. Die Genehmigung ist zu erteilen, 
wenn die privaten Schulen in ihren Lehrzielen 
und Einrichtungen sowie in der wissenschaft
lichen Ausbildung ihrer Lehrkräfte nicht hinter 
den öffentlichen Schulen zurückstehen und eine 
Sonderung der Schüler nach den Besitzverhält-
nissen der Eltern nicht gefördert wird. Die 
 Genehmigung ist zu versagen, wenn die wirt-
schaftliche und rechtliche Stellung der Lehr  
 kräfte nicht genügend gesichert ist.

5 /   Eine private Volksschule ist nur zuzulassen, 
wenn die Unterrichtsverwaltung ein besonderes 
pädagogisches Interesse anerkennt oder, auf 
Antrag von Erziehungsberechtigten, wenn sie 
als Gemeinschaftsschule, als Bekenntnis  
oder Weltanschauungsschule errichtet werden 
soll und eine öffentliche Volksschule dieser Art 
in der Gemeinde nicht besteht.

6 /  Vorschulen bleiben aufgehoben.

Artikel 8 
Versammlungsfreiheit

1 /  Alle Deutschen haben das Recht, sich ohne 
Anmeldung oder Erlaubnis friedlich und ohne 
Waffen zu versammeln.

2 /  Für Versammlungen unter freiem Himmel kann 
dieses Recht durch Gesetz oder auf Grund ei-
nes Gesetzes beschränkt werden.

Artikel 9 
Vereinigungs- und Koalitionsfreiheit

1 /  Alle Deutschen haben das Recht, Vereine und 
Gesellschaften zu bilden.

2 /  Vereinigungen, deren Zwecke oder deren Tätig-
keit den Strafgesetzen zuwiderlaufen oder die 

sich gegen die verfassungsmäßige Ordnung 
oder gegen den Gedanken der Völkerverstän
digung richten, sind verboten.

3 /  Das Recht, zur Wahrung und Förderung der 
Arbeits und Wirtschaftsbedingungen Vereini-
gungen zu bilden, ist für jedermann und für alle 
Berufe gewährleistet. Abreden, die dieses Recht 
einschränken oder zu behindern suchen, sind 
nichtig, hierauf gerichtete Maßnahmen sind 
rechtswidrig. Maßnahmen nach den Artikeln 12a, 
35 Abs. 2 und 3, Art. 87a Abs. 4 und Art. 91 
dürfen sich nicht gegen Arbeitskämpfe richten, 
die zur Wahrung und Förderung der Arbeits 
und Wirtschaftsbedingungen von Vereinigungen 
im Sinne des Satzes 1 geführt werden.

Artikel 10 
Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnis

1/  Das Briefgeheimnis sowie das Post und Fern-
meldegeheimnis sind unverletzlich.

2 /  Beschränkungen dürfen nur auf Grund eines 
Gesetzes angeordnet werden. Dient die Be-
schränkung dem Schutze der freiheitlichen de-
mokratischen Grundordnung oder des Bestan-
des oder der Sicherung des Bundes oder eines 
Landes, so kann das Gesetz bestimmen, dass 
sie dem Betroffenen nicht mitgeteilt wird und 
dass an die Stelle des Rechtsweges die Nach-
prüfung durch von der Volksvertretung bestellte 
Organe und Hilfsorgane tritt.

Artikel 11 
Freizügigkeit

1/  Alle Deutschen genießen Freizügigkeit im gan-
zen Bundesgebiet.

2 /  Dieses Recht darf nur durch Gesetz oder auf 
Grund eines Gesetzes und nur für die Fälle einge-
schränkt werden, in denen eine ausreichende 
 Lebensgrundlage nicht vorhanden ist und der 
Allgemeinheit daraus besondere Lasten entstehen 
würden oder in denen es zur Abwehr einer dro-
henden Gefahr für den Bestand oder die freiheit
liche demokratische Grundordnung des Bundes 
oder eines Landes, zur Bekämpfung von 
Seuchen gefahr, Naturkatastrophen oder beson-
ders schweren Unglücksfällen, zum Schutze der 
Jugend vor Verwahrlosung oder um strafbaren 
Handlungen vorzubeugen, erforderlich ist.

Artikel 12 
Berufsfreiheit

1/  Alle Deutschen haben das Recht, Beruf, Ar-
beitsplatz und Ausbildungsstätte frei zu wählen.  
Die Berufsausübung kann durch Gesetz oder 
auf Grund eines Gesetzes geregelt werden.

2 /  Niemand darf zu einer bestimmten Arbeit 
 gezwungen werden, außer im Rahmen einer 

herkömmlichen allgemeinen, für alle gleichen 
öffentlichen Dienstleistungspflicht.

3 /  Zwangsarbeit ist nur bei einer gerichtlich ange-
ordneten Freiheitsentziehung zulässig.

Artikel 12a 
Militärische und zivile Dienstpflichten

1/  Männer können vom vollendeten achtzehnten 
Lebensjahr an zum Dienst in den Streitkräften, 
im Bundesgrenzschutz oder in einem Zivil-
schutzverband verpflichtet werden.

2 /  Wer aus Gewissensgründen den Kriegsdienst 
mit der Waffe verweigert, kann zu einem Ersatz-
dienst verpflichtet werden. Die Dauer des 
 Ersatzdienstes darf die Dauer des Wehrdienstes 
nicht übersteigen. Das Nähere regelt ein Ge-
setz, das die Freiheit der Gewissensentscheidung 
nicht beeinträchtigen darf und auch eine Mög-
lichkeit des Ersatzdienstes vorsehen muß, die in 
keinem Zusammenhang mit den Verbänden der 
Streitkräfte und des Bundesgrenzschutzes steht.

3 /  Wehrpflichtige, die nicht zu einem Dienst nach 
Abs. 1 oder 2 herangezogen sind, können im 
Verteidigungsfalle durch Gesetz oder auf Grund 
eines Gesetzes zu zivilen Dienstleistungen für 
Zwecke der Verteidigung einschließlich des 
Schutzes der Zivilbevölkerung in Arbeitsverhält-
nisse verpflichtet werden; Verpflichtungen in 
 öffentlichrechtliche Dienstverhältnisse sind nur 
zur Wahrnehmung polizeilicher Aufgaben oder 
solcher hoheitlichen Aufgaben der öffentlichen 
Verwaltung, die nur in einem öffentlichrecht
lichen Dienstverhältnis erfüllt werden können, 
 zulässig. Arbeitsverhältnisse nach Satz 1 können 
bei den Streitkräften, im Bereich ihrer Versor-
gung sowie bei der öffentlichen Verwaltung 
 begründet werden; Verpflichtungen in Arbeits-
verhältnisse im Bereiche der Versorgung der 
Zivilbevölkerung sind nur zulässig, um ihren 
lebensnotwendigen Bedarf zu decken oder ih-
ren Schutz sicher zustellen.

4 /  Kann im Verteidigungsfalle der Bedarf an zivilen 
Dienstleistungen im zivilen Sanitäts und Heil
wesen sowie in der ortsfesten militärischen 
 Lazarettorganisation nicht auf freiwilliger Grund-
lage gedeckt werden, so können Frauen vom 
voll endeten achtzehnten bis zum vollendeten 
 fünfundfünfzigsten Lebensjahr durch Gesetz 
oder auf Grund eines Gesetzes zu derartigen 
Dienstleistungen herangezogen werden. Sie 
dürfen auf keinen Fall zum Dienst mit der Waffe 
verpflichtet werden.

5 /  Für die Zeit vor dem Verteidigungsfalle können 
Verpflichtungen nach Abs. 3 nur nach Maß gabe 
des Art. 80a Abs. 1 begründet werden. Zur Vor-
bereitung auf Dienstleistungen nach  Abs. 3,  
für die besondere Kenntnisse oder Fertigkeiten 
erforderlich sind, kann durch  Gesetz oder auf 
Grund eines Gesetzes die Teilnahme an Ausbil-

 الفصل الأول )I(: الحقوق الأساسية

 المادة 1
 كرامة الإنسان / حقوق الإنسان / 

الالتزام بالحقوق الأساسية 

1\  كرامة الإنسان لا يجوز المساس بها. وباحترامها وصونها 
تلتزم جميع السلطات في الدولة. 

2\  بناء على ذلك يؤمن الشعب الألماني بأن للإنسان حقوقا 
لا يجوز انتهاكها ولا التخلي عنها، وتعُد قاعدة أساسية 

لتعايش البشر في كل مجتمع، وللسلام والعدالة في العالم.
3\  تلتزم السلطات التشريعية والتنفيذية والقضائية 

بالحقوق الأساسية التالية باعتبارها تشريعات نافذة 
بشكل مباشر.

 المادة 2
الحريات الشخصية

1\  كل فرد له الحق في بلورة شخصيته بحرية، طالما أنه لا 
ينتهك حقوق الآخرين ولا يخل بالنظام الدستوري، ولا 

بالآداب العامة.
2\  كل فرد له الحق في الحياة، وفي سلامة شخصه. ولا يجوز 
انتهاك حرية الفرد. ولا يسُمح بالتدخل في هذه الحقوق 

إلا بناء على قانون.

 المادة 3
 المساواة أمام القانون / المساواة بين الرجال والنساء / 

 حظر التمييز

1\  كل البشر متساوون أمام القانون. 
2\  الرجال والنساء متساوون في الحقوق. وتدَعم الدولة 

النتفيذ الفعلي للمساواة بين النساء والرجال، وتعمل على 
إزالة أي قصور قائم في هذا المجال.

3\  لا يجوز أن يُيَز أحد أو أن يضُار أحد بسبب جنسه، أو 
نسبه، أو عرقه، أو لغته، أو وطنه ومنشئه، أو عقيدته، أو 
رؤيته الدينية أوالسياسية. ولا يجوز أن يضار أحد بسبب 

كونه معاقا.

 المادة 4
حرية العقيدة والضمير

1\  لا يجوز انتهاك حرية العقيدة، ولا حرية الضمير، ولا 
حرية اعتناق أي دين أوفلسفة حياتية.
2\  تكُفل الممارسة الآمنة للشعائر الدينية. 

3\  لا يجوز إجبار أحد ضد ضميره على تأدية الخدمة 
العسكرية المقترنة باستخدام السلاح. وتنُظم التفاصيل 

بقانون اتحادي.

7\  لا يجوز التدخل فيما عدا ذلك باتخاذ أي إجراء أو بوضع 
أي تقييدات إلا لدفع خطر شامل أو خطر على حياة 

الأشخاص، وكذلك، وبناء على قانون، لاتقاء أخطار تهدد 
الأمن العام والنظام العام، وأيضا وبوجه أخص للتغلب 
على أزمة المساكن، أومكافحة خطر انتشار الأوبئة، أو 

لحماية الأحداث المعُرضين للخطر.

 المادة 14
الملكية الخاصة / حق الإرث / نزع الملكية الخاصة

1\  يكُفل حق الملكية الخاصة وحق الإرث، وتنص القوانين 
على مضمونهما ومُقيداتهما.

2\  حق الملكية الخاصة يستوجب التزامات. وينبغي أن 
تكون ممارسة هذا الحق لخدمة الصالح العام أيضا.

3\  لا يسُمح بنزع الملكية الخاصة إلا إذا كان للصالح العام، 
ولا يتم نزع الملكية الخاصة إلا بقانون، أوبناء على 

قانون يحدد في الوقت نفسه نوع التعويضات ومقدارها. 
ويجب تحديد هذه التعويضات على أساس التوازن 

العادل بين الأطراف المعنية من ناحية، والصالح العام من 
ناحية أخرى. وفي حالة المنازعة حول مقدار التعويضات 

يكن اللجوء إلى التقاضي أمام المحاكم النظامية.

 المادة 15
التحويل إلى الملكية العامة 

خدمةً للأغراض الاجتماعية العامة يجوز تحويل الملكية 
الخاصة للأراضي والثروات الطبيعية ووسائل الإنتاج إلى ملكية 

عامة أو إلى أي شكل من أشكال المؤسسات الاقتصادية 
العامة، وذلك بقانون ينظم نوع التعويضات ومقدارها. 
وتسري المادة 14 الفقرة 3 الجملتان 3 و4 بالنسبة لهذه 

التعويضات.

 المادة 16
حظر سحب الجنسية والتسليم إلى دولة أخرى

1\  لا يجوز سحب الجنسية الألمانية من حاملها. ولا يسُمح 
بإسقاط الجنسية عن أي مواطن إلا بموجب قانون، ولا 
يجوز تنفيذ هذا الإجراء رغماً عن الشخص المعني، إذا 
كان الشخص المعني سيصبح جراّء ذلك عديم الجنسية.

2\  لا يجوز تسليم أي مواطن ألماني إلى دولة أجنبية. ويجوز، 
بموجب قانون، إصدار قاعدة تنظيمية مغايرة لذلك 

بالنسبة للتسليم إلى إحدى الدول الأعضاء في الاتحاد 
الأوروبي، أو إلى محكمة دولية، إذا تمت مراعاة مبادئ 

الدولة الدستورية. 

 المادة 16أ
حق اللجوء

1\  يحظى الملُاحقون سياسياً بحق اللجوء.
2\  لا يجوز الاستناد إلى الفقرة 1 بالنسبة للاجئين القادمين 

من إحدى الدول الأعضاء في المجموعات الأوروبية، أومن 
أي دولة أخرى تكفل تطبيق الاتفاق الخاص بالوضع 
القانوني للاجئين، والمعاهدة الخاصة بحماية حقوق 

الإنسان والحريات الأساسية. ويتم تحديد الدول التي 
هي خارج المجموعات الأوروبية وتفي بالشروط الواردة 
في الجملة 1 بموجب قانون يستلزم موافقة البوندسرات 

عليه. ويجوز إتخاذ إجراءات إنهاء الإقامة في الحالات 
المبينة في الجملة 1 دون تقيد بأي طعن قضائي مقدم 

ضد هذه الإجراءات.

 المادة 5
حرية الرأي والإعلام والصحافة والفنون والعلوم

1\  يحق لكل إنسان التعبير عن رأيه ونشره بالقول والكتابة 
والصورة، كما أن له الحق في الحصول على المعلومات 
بدون عائق من المصادر المتاحة للعامة. وتكُفل حرية 

الصحافة، وحرية التغطية الإعلامية عبر الوسائل 
المسموعة والمرئية. ولا يجوز فرض رقابة على ذلك .
2\  تخضع أي تقييدات لهذه الحقوق لأحكام القوانين 
العامة، وأحكام القوانين الخاصة بحماية الأحداث، 

وللتشريعات الخاصة بحق الشرف الشخصي.
3\  حرية الفنون والعلوم والأبحاث والتعليم مكفولة. وحرية 

التعليم لا تعفي من الولاء للدستور. 

 المادة 6
الزواج / الأسرة / الأطفال

 1\  يحظى الزواج وشؤون الأسرة بحماية خاصة 
من قِبَل الدولة.

2\  رعاية الأطفال وتربيتهم هما الحق الطبيعي للأبوين، 
وأول الواجبات الملقاة على عاتقهما. وتعُنى الدولة 

بمراقبة قيامهما بذلك.
3\  إذا فشل أولياء أمور الأطفال في القيام بذلك، أو أصبح 

الأطفال مهددين لأسباب أخرى بالتشرد، فلا يجوز 
 فصلهم عن أسُرهم رغماً عن أولياء أمورهم إلا 

بناء على قانون.
 4\  كل أم لها الحق في أن يقدم المجتمع لها 

الحماية والرعاية.
5\  يجب العمل تشريعياً على أن تتوفر للأطفال المولودين 

خارج إطار الزوجية نفس الظروف التي تتهيأ لغيرهم من 
الأطفال المولودين في إطار الزوجية؛ للتطور بدنياً ونفسياً، 

والتمتع بمكانتهم في المجتمع.

 المادة 7
شؤون التعليم المدرسي

1\  تخضع كافة شؤون التعليم المدرسي لإشراف الدولة. 
2\  يحق لأولياء الأمور اتخاذ القرار فيما يختص بحضور 

أطفالهم دروس التربية الدينية. 
3\  تكون دروس التربية الدينية مادة تعليمية أساسية في 

المدارس الحكومية، باستثناء المدارس التي  لا تنظم 
حصصاً لتعليم الدين. ودون المساس بحق الدولة 

الإشرافي، يتم تقديم دروس التربية الدينية بشكلٍ يتفق 
مع العقائد الأساسية للطائفة الدينية المعنية. ولا يجوز 
إلزام أي مدرس بتدريس مادة التربية الدينية رغماً عنه.

4\  يكُفل الحق في إنشاء مدارس خاصة. ويستلزم إنشاء 
المدارس الخاصة كبديل للمدارس الحكومية موافقة 
الدولة، والخضوع لقوانين الولاية المعنية. ويتم منح 

3\  يكن، بموجب قانون يوافق عليه البوندسرات، تحديد 
الدول التي يتبين فيها، بناء على الوضع القانوني فيها، 

وتطبيقها للقانون، والأوضاع السياسية العامة فيها؛ 
ضمان عدم وجود ملاحقة لمواطنيها سياسيا، أوعقوبات 

أومعاملات غير إنسانية، أو مهينة. ويجوز الاعتقاد في أن 
الأجنبي القادم من مثل هذه الدول لايعاني من ملاحقة 

سياسية هناك، إذا لم يقدم الوقائع التي تبرر القبول بأنه، 
وخلافاً لهذا الاعتقاد، ملاحق سياسياً.

4\  لا يجوز بواسطة المحكمة وقف تنفيذ إجراءات إنهاء 
 الإقامة في الحالات الواردة في الفقرة 3، وفي حالات 

أخرى تبدو بوضوح أنها غير مُسببة، أو تعُد بشكل واضح 
 غير مُسببة، إلا إذا كانت هناك شكوك جدية في 

قانونية تلك الإجراءات؛ ويجوز الحد من مدى التحقق، 
كما يكن عدم مراعاة أي طعون قضائية متأخرة. وينص 

قانون على التفاصيل.
5\  لا تتعارض الفقرات 1 إلى 4 مع الاتفاقيات التي تعقدها 

 وفقاً للقانون الدولي دول أعضاء في المجموعات 
الأوروبية مع بعضها البعض، أو مع دول أخرى تقوم 

بوضع قواعد تنظيمية للاختصاص في نظر طلبات اللجوء 
السياسي، بما في ذلك الاعتراف المتبادل بينها بالقرارات 

المتعلقة باللجوء السياسي، وذلك بناء على مراعاتها 
للالتزامات المترتبة على الاتفاق الخاص بالوضع القانوني 

للاجئين والمعاهدة الخاصة بحماية حقوق الإنسان 
والحريات الأساسية التي يتحتم ضمان تطبيقها في الدول 

الأطراف في تلك الاتفاقيات.

 المادة 17
حق تقديم الالتماسات

كل فرد، سواء أكان بمفرده أو بالاشتراك مع مجموعة من 
الأفراد، له الحق في التقدم كتابيا بالتماسات أو بشكاوى إلى 

الجهات المختصة، وإلى المجالس النيابية.

 المادة 17أ
تقييد الحقوق الأساسية في حالات خاصة

1\  يجوز أن تنص القوانين الخاصة بالخدمة العسكرية 
والخدمة البديلة لها على أن تفُرض، أثناء فترة الخدمة 

العسكرية والخدمات البديلة، تقييدات للحقوق 
الأساسية لأفراد القوات المسلحة والملتحقين بالخدمات 

البديلة في التعبير الحر عن رأيهم بالقول والكتابة 
والصورة ونشره )المادة 5 فقرة 1، النصف الأول من 

الجملة الأولى(، وفي حرية التجمع )مادة 8(، وفي 
تقديم الالتماسات )مادة 17(، إذا كان الحق في تقديم 

الالتماسات والشكاوى بالاشتراك مع آخرين مكفولا لهم.
2\  يجوز أن تنص القوانين المتعلقة بالدفاع، بما في ذلك 
حماية المدنيين، على وضع تقييدات للحق الأساسي 

في حرية التنقل والإقامة )المادة 11( وفي صون حرمة 
المسكن )المادة 13(. 

 المادة 18
فقدان الحقوق الأساسية

كل من يستخدم حرية التعبير عن الرأي، وخاصةً حرية 
الصحافة )المادة 5 فقرة 1( أو حرية التعليم )المادة 5 فقرة 3( 
أو حرية التجمع )المادة 8(، أو حرية تكوين الجمعيات )المادة 

9( أو سرية الرسائل والمراسلات البريدية والاتصالات )المادة 
10( أو حق الملكية الخاصة )المادة 14( أوحق اللجوء السياسي 

)المادة 16أ(، في محاربة النظام الأساسي الديقراطي الحر 
فإنه يفقد التمتع بهذه الحقوق الأساسية. وتتولى المحكمة 

الدستورية الاتحادية إصدار الحكم بهذا الفقدان ومداه.

الموافقة، إذا لم يكن مستوى الأهداف التعليمية للمدرسة 
الخاصة ومرافقها، والتأهيل العلمي لمدرسيها أقل منه 

في مثيلاتها من المدارس الحكومية، ولم يجر فيها تصنيف 
التلاميذ تبعاً للمستوى المادي لأولياء أمورهم. ويجب 

حجب الموافقة، إذا ثبت أن الوضع الاقتصادي والقانوني 
لهيئة التدريس في المدارس الخاصة المعنية غير مُؤمَن 

بشكل كاف.
5\  لا ُيسمح بإنشاء أي مدرسة ابتدائية خاصة إلا إذا أقرت 

الإدارة التعليمية بأن لهذه المدرسة فائدة تربوية مُميزة، 
أو إذا تم إنشاؤها، بطلب من أولياء الأمور، كمدرسة 
تابعة للحق العام، أو كمدرسة طوائفية، أو قائمة على 

فلسفة حياتية، ولا توجد مدرسة ابتدائية حكومية 
مماثلة لها في محيط المنطقة المعنية.

6\  يستمر إلغاء إنشاء المدارس الأولية التمهيدية.

 المادة 8
حرية التجمع

1\  يحق لكل الألمان التجمع بشكل سلمي وبلا سلاح، 
دون الحاجة إلى إبلاغ السلطات المختصة مسبقا بذلك، 

أوالحصول على تصريح به.
2\  إذا كان التجمع في الأماكن العامة، فيمكن الحد من هذا 

الحق بقانون أوبناء على قانون.

 المادة 9
حرية تكوين الجمعيات والاتحادات

1\  يحق لكل الألمان تكوين جمعيات أو اتحادات.
2\  يتم حظر الجميعات التي تكون أهدافها أو أنشطتها 

مخالفة لأحكام القوانين الجزائية أو تكون مناهضة 
للنظام الدستوري أو لفكر التفاهم بين الشعوب.

3\  إن حق كل فرد وكل فئة مهنية في تكوين اتحادات 
أوجمعيات من أجل صون وتحسين ظروف العمل 

والظروف الاقتصادية هو حق مكفول. وكل اتفاق يهدف 
إلى الحد من هذا الحق أو إعاقته يعُتبر باطلا. وكل إجراء 
في هذا الاتجاه يكون مخالفا للقانون. ولا يجوز أن تتُخذ 

الإجراءات الواردة في المادة 12أ، والمادة 35 الفقرتين 2 
و3 ، والمادة 87أ فقرة 4، والمادة 91 ضد أي فعاليات 
عمالية تقوم بها اتحادات مُشكلة طبقا للجملة 1 من 
هذه المادة لصون وتحسين ظروف العمل والظروف 

الاقتصادية. 

 المادة 10
سرية الرسائل والبريد والاتصالات

1\  لا يجوز انتهاك سرية الرسائل والمراسلات البريدية 
والاتصالات. 

2\  لا يجوز فرض أي تقييدات لهذه السرية إلا بناء على 
 قانون. وإذا كانت هذه التقييدات تفيد في حماية 

 النظام الأساسي الديوقراطي الحر ، أو في حماية 
كيان أو أمن الاتحاد، أو كيان إحدى الولايات أو أمنها، 
فيجوز أن ينص القانون على عدم إبلاغ المعنيين بهذه 
التقييدات، والاستعاضة عن المقاضاة بفحص الأشياء 

المعنية بواسطة هيئات وأجهزة مساعدة يتم تحديدها 
من قبل المجالس النيابية.

 المادة 19
الحد من الحقوق الأساسية / حق التقاضي

1\  إذا تم اللجوء وفقا لهذا القانون الأساسي إلى الحد من 
 أحد الحقوق الأساسية بقانون، أوبناء على قانون، 

فيجب أن يكون سريان هذا القانون عاماً، وألا يقتصر 
 على حالة منفردة. وعلاوة على ذلك يجب أن 

يسمي هذا القانون الحق الأساسي المعني، والمادة الخاصة 
به في القانون الأساسي.

 2\  لا يجوز بأي حال المساس بجوهر مضمون الحق 
الأساسي ذاته.

3\  تسري الحقوق الأساسية أيضاً بالنسبة للأشخاص 
الاعتباريين داخل الدولة، إذا كانت هذه الحقوق في 

جوهرها صالحة لأن تطبق عليها.
4\  إذا انتهكت السلطات العامة حقوق أحد، فيمكنه اللجوء 

إلى التقاضي، ويكون ذلك أمام المحاكم النظامية، إذا لم 
يكن هناك داع للجوء إلى محكمة مختصة أخرى. ولا 

يس ذلك المادة 10 فقرة 2 جملة 2.
 

الفصل الثاني )II(: الاتحاد والولايات

 المادة 20
المبادئ الدستورية / حق المقاومة

 1\  جمهورية ألمانيا الاتحادية هي دولة اتحادية 
ديقراطية واجتماعية. 

2\  الشعب هو مصدر جميع سلطات الدولة. وتجري 
ممارسة هذه السلطات من قِبلَ الشعب بالانتخاب 

والتصويت، وعبر هيئات خاصة للسلطات التشريعية 
والتنفيذية والقضائية.

3\  تلتزم السلطة التشريعية بالنظام الدستوري، بينما تلتزم 
السلطة التنفيذية والسلطة القضائية بالحق والقانون.

4\  يحق لكافة المواطنين مقاومة كل من يحاول القضاء على 
هذا النظام، إذا لم يكن منعه من ذلك بوسائل أخرى.

 المادة 20أ
حماية المقومات الطبيعية للحياة وحماية الحيوانات 

انطلاقاً من مسؤوليتها حيال الأجيال القادمة أيضاً تقوم 
 الدولة في إطار النظام الدستوري بحماية المقومات

 الطبيعية الأساسية للحياة وحماية الحيوانات، وذلك بوضع 
 التشريعات اللازمة، وعبر السلطتين التنفيذية والقضائية

 طبقاً للحق والقانون.

 المادة 11
حرية التنقل والإقامة

1\  يتمتع جميع الألمان بحرية التنقل والإقامة في أي منطقة 
من مناطق الاتحاد.

2\  لا يجوز الحد من هذا الحق إلا بقانون أوبناء على قانون، 
وفي الحالات التي لا تتوفر فيها المقومات الأساسية للحياة 

بشكل كاف، ويكن أن تشكل عبئاً خاصاً للعامة، أو 
التي يلزم فيها دفع خطر يهدد كيان الاتحاد أو نظامه 
الأساسي الديوقراطي الحر، أو كيان إحدى الولايات أو 

نظامها الأساسي الديوقراطي الحر، أو يلزم فيها مكافحة 
انتشار الأوبئة والكوارث الطبيعية أو الحوادث المفجعة، 

أو حماية الأحداث من التشرد، أو يلزم فيها الوقاية 
الاحترازية من وقوع جرائم.

 المادة 12
حرية اختيار ومزاولة المهنة / حظر العمل القسري

1\  يحق لكل ألماني أن يختار المهنة ومكان العمل وأماكن 
التدريب والتأهيل بحرية. ويجري تنظيم عملية مزاولة 

المهنة بقانون أو بناء على قانون. 
2\  لا يجوز إجبار أحد على مزاولة عمل معين إلا في إطار أي 

خدمات عامة متعارف علي وجوبها الشامل، ويتساوى 
الجميع إزاء أدائها.

3\  لا يسُمح بالعمل القسري إلا في حالة السجن بأمر قضائي.

 المادة 12أ
واجب الخدمة العسكرية والمدنية

1\  يجوز إلزام الذكور الذين بلغوا سن الثامنة عشرة أو أكثر 
بالخدمة في القوات المسلحة أو في قوات حرس الحدود 

الاتحادية أو في أي جمعية لحماية المدنيين .
2\  من يتنع ضميرياً عن تأدية الخدمة العسكرية المقترنة 
باستخدام السلاح، يكن إلزامه بأداء خدمة بديلة. ولا 

يجوز أن تكون مدة الخدمة البديلة أطول من مدة 
الخدمة العسكرية. والتفاصيل ينظمها قانونٌ لا يجوز أن 

يحد من حرية القرار النابع من الضمير، كما يتعين أن 
ينص على إمكانية لأداء خدمة بديلة ليس لها أي علاقة 

بوحدات القوات المسلحة، ولا بقوات حرس الحدود 
الاتحادية.

3\  المستحقون للتجنيد في القوات المسلحة، الذين لم يتم 
إلزامهم بأي خدمة وفق الفقرة 1 أو الفقرة 2، يجوز 

إلزامهم في حالة الدفاع، بقانون أو بناء على قانون، 
بالعمل في مجال الخدمات المدنية لأغراض الدفاع، بما 
في ذلك حماية المدنيين. ولا يسُمح بالإلزام بالعمل في 

المؤسسات العامة إلا في مجال ممارسة مهام شرطية أو ما 
يشبهها من مهام سيادية منوطة بالإدارات العامة، والتي 
لا يكن أداؤها إلا من خلال علاقة عمل لدى المؤسسات 

العامة. ويجوز الإلزام بأداء الخدمة الواردة في الجملة 
1 لدى القوات المسلحة، إذا كانت في مجال الإمداد 

والتزويد، أو في مجال الإدارة العامة؛ كما لايجوز الإلزام 
بالعمل في مجال تزويد المواطنين المدنيين إلا إذا كان ذلك 

لتغطية حاجاتهم الضرورية للحياة أو لتأمين حمايتهم.
4\  إذا تعذر، في حالة الدفاع، تغطية الحاجة إلى الخدمات 

المدنية في مجال إسعاف وعلاج المدنيين، وفي المستشفيات 
العسكرية الثابتة بالطرق الطوعية، فيجوز، بقانون أو 

بناء على قانون، تكليف إناث ممن تتراوح أعمارهن بين 
الثامنة عشرة والخامسة والخمسين بأداء هذه الخدمات. 

ولا يجوز بأي حال إجبارهن على الخدمة العسكرية 
المقترنة باستخدام السلاح. 

5\  خلال فترة ما قبل وقوع حالة الدفاع، لا يجوز الإلزام 
 بالخدمات الواردة في الفقرة 3 إلا طبقا لأحكام 

المادة 80أ فقرة 1. وإعدادا للقيام بالخدمات الواردة 
في الفقرة 3، والتي تتطلب معارف خاصة أو مهارات 

متميزة، يجوز، بقانون أوبناء على قانون، أن يلُزم 
المستخدمون بالمشاركة في دورات تدريبية وتأهيلية. ولا 

تسري هنا أحكام الجملة 1.
6\  إذا تعذر، في حالة الدفاع، تلبية الحاجة إلى قوى عاملة 
في مجالات العمل المذكورة في الفقرة 3 جملة 2 بطرق 
طوعية، فإنه لسد هذه الحاجة، يجوز، بقانون أو بناء 
على قانون، الحد من حرية المواطنين الألمان في التخلي 

عن ممارسة المهنة أو ترك مكان العمل. وتسري الفقرة 5 
جملة 1 بالنسبة لفترة ما قبل وقوع حالة الدفاع.

 المادة 13
حرمة المسكن

1\  لا يجوز انتهاك حرمة المساكن.
2\  لا يجوز تفتيش المسكن إلا بأمر من القاضي. وفي حالة 

الخطر وشيك الوقوع يجوز أيضا أن يجري تفتيش 
المسكن المعني بأمر من هيئات أخرى منصوص عليها في 
القوانين، وبحيث لا تجرى عملية التفتيش إلا بالطريقة 

التي حددتها هذه القوانين.
3\  إذا بررت وقائع معينة الاشتباه في أن شخصاً ما قد 

ارتكب جرية مصنفة بقانون كجرية كبرى، فإنه للتحري 
عن هذه الجرية يجوز، بناء على أمر قضائي، استخدام 

وسائل تقنية لإجراء مراقبة سمعية للمسكن الذي يعُتقد 
أن المشتبه به يقيم فيه، إذا تبين أن الكشف عن حيثيات 

الجرية بطرق أخرى قد يصبح صعبا تماما، أوعديم 
الجدوى. ويجب أن يكون هذا الاستخدام لمدة محدودة، 

وتتولى إصدار الأمر بهذا الاستخدام هيئة تحكيم من 
ثلاثة قضاة. وفي حالة الخطر وشيك الوقوع يجوز أن 

يتولى قاض واحد إصدار الأمر.
4\  لا يجوز استخدام أي وسائل تقنية لمراقبة المساكن 

المعنية في حالة دفع الأخطار التي تهدد الأمن العام، 
وعلى الأخص الخطر الشامل أو الخطر على الحياة، إلا 

بناء على أمر قضائي. وفي حالة الخطر وشيك الوقوع 
يجوز أيضا أن تتولى إصدار الأمر باستخدام هذه الوسائل 
جهة أخرى مُحددة قانونيا. ويجب إلحاق هذا الأمر دون 

إبطاء بأمر قضائي.
5\  إذا كان استخدام الوسائل التقنية مخصصا فقط لحماية 
من يقومون بتفتيش المساكن، فيجوز إصدار الأمر بهذا 

الإجراء من قبل جهة مُحددة قانونيا. ولا يجوز الاستفادة 
بأية معلومات تم الحصول عليها أثناء هذا الاستخدام في 

أي غرض آخر إلا في الإجراءات القانونية، وفي دفع الخطر، 
ولا يسُمح بهذه الاستفادة إلا إذا تم مسبقا الإقرار قضائياً 

بقانونية استخدام الوسائل التقنية المذكورة؛ وفي حالات 
منع وقوع خطر وشيك يجب أن يصدر الأمر القضائي 

لاحقاً وبدون إبطاء. 
6\  تقوم الحكومة الاتحادية بإبلاغ البوندستاغ في تقرير 

سنوي بكل ماتم استخدامه من وسائل تقنية وفقا للفقرة 
3، وكذلك بكل ما وقع في نطاق مسؤولية الاتحاد من 

استخدام لوسائل تقنية وفقا للفقرة 4، وبما تم استخدامه 
وفق الفقرة 5 من وسائل تقنية تستلزم المراجعة 

القضائية. وبناء على هذا التقرير تتولى هيئة منتخبة من 
قبل البوندستاغ دور المراقبة البرلمانية. وتكفل ولايات 

الاتحاد إجراء رقابة برلمانية متكافئة.
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 القانون 
 الأساسي لجمهورية ألمانيا الاتحادية

)مقتطف من المواد 20-1(

Die Freiheit des Glaubens,  
des Gewissens und die Freiheit  
des religiösen und weltanschau lichen 
 Bekenntnisses sind unverletzlich.
Artikel 4 / Glaubens und Gewissensfreiheit / Absatz 1

Niemand darf gegen sein Gewissen zum Kriegsdienst  
mit der Waffe gezwungen werden.
Artikel 4 / Glaubens und Gewissensfreiheit / Absatz 3

لا يجوز انتهاك حرية العقيدة، ولا حرية الضمير، 
ولا حرية اعتناق أي دين أوفلسفة حياتية.

المادة 4 / حرية العقيدة والضمير / الفقرة 1

 لا يجوز إجبار أحد ضد ضميره على
تأدية الخدمة العسكرية المقترنة باستخدام السلاح.

المادة 4 / حرية العقيدة والضمير / الفقرة 3

Jeder hat das Recht auf die freie 
 Entfaltung seiner Persönlichkeit (…).
Artikel 2 / Persönliche Freiheitsrechte / Absatz 1

Jeder hat das Recht auf Leben  
und körperliche Unversehrtheit. 
Artikel 2 / Persönliche Freiheitsrechte / Absatz 2

كل فرد له الحق في بلورة شخصيته بحرية )...(.
المادة 2 / الحريات الشخصية / الفقرة 1

كل فرد له الحق في الحياة، وفي سلامة شخصه.
المادة 2 / الحريات الشخصية / الفقرة 2 

Ehe und Familie stehen  
unter dem besonderen Schutze  
der staatlichen Ordnung.
Artikel 6 / Ehe / Familie / Kinder / Absatz 1

يحظى الزواج وشؤون الأسرة بحماية خاصة من 
قِبَل الدولة.

المادة 6 / الزواج / الأسرة / الأطفال / الفقرة 1

Die deutsche Staatsangehörigkeit 
darf nicht entzogen werden.
Artikel 16 / Staatsangehörigkeit / Auslieferung / Absatz 1

Politisch Verfolgte genießen Asylrecht.
Artikel 16a / Asylrecht / Absatz 1

لا يجوز سحب الجنسية الألمانية من حاملها.
المادة 16 / حظر سحب الجنسية والتسليم إلى دولة أخرى / الفقرة 1

يحظى الملُاحقون سياسياً بحق اللجوء.
المادة 16أ / حق اللجوء / الفقرة 1

Alle Deutschen haben das Recht, sich ohne  Anmeldung  
oder Erlaubnis friedlich und ohne  Waffen zu versammeln.
Artikel 8 / Versammlungsfreiheit / Absatz 1

يحق لكل الألمان التجمع بشكل سلمي وبلا سلاح، 
دون الحاجة إلى إبلاغ السلطات المختصة مسبقا 

بذلك، أوالحصول على تصريح به.
المادة 8 / حرية التجمع / الفقرة 1

Das Briefgeheimnis sowie das  
Post und  Fern meldegeheimnis  
sind unverletzlich.
Artikel 10 / Brief, Post und Fernmeldegeheimnis / Absatz 1

لا يجوز انتهاك سرية الرسائل والمراسلات البريدية 
والاتصالات.

المادة 10 / سرية الرسائل والبريد والاتصالات / الفقرة 1 

Das gesamte Schulwesen steht  
unter der Aufsicht des Staates.
Artikel 7 / Schulwesen / Absatz 1

Die Erziehungsberechtigten haben das 
Recht, über die Teilnahme des Kindes am 
Religions unterricht zu bestimmen.
Artikel 7 / Schulwesen / Absatz 2

تخضع كافة شؤون التعليم المدرسي لإشراف الدولة.
المادة 7 / شؤون التعليم المدرسي / الفقرة 1

يحق لأولياء الأمور اتخاذ القرار فيما يختص 
بحضور أطفالهم دروس التربية الدينية.

المادة 7 / شؤون التعليم المدرسي / الفقرة 2

Die Würde des Menschen  
ist unantastbar.
Artikel 1 / Menschenwürde / Menschenrechte / Rechtsverbindlichkeit der  Grundrechte / Absatz 1

كرامة الإنسان لا يجوز المساس بها.
المادة 1 / كرامة الإنسان / حقوق الإنسان / الالتزام بالحقوق الأساسية / الفقرة 1

Jeder hat das Recht, seine Meinung  
in Wort, Schrift und Bild frei zu äußern 
und zu verbreiten (…). 
Artikel 5 / Freiheit der Meinung, Kunst und Wissenschaft / Absatz 1

يحق لكل إنسان التعبير عن رأيه ونشره بالقول 
والكتابة والصورة )...(.

المادة 5 / حرية الرأي والإعلام والصحافة والفنون والعلوم / الفقرة 1

Die Wohnung ist unverletzlich.
Artikel 13 / Unverletzlichkeit der Wohnung / Absatz 1

لا يجوز انتهاك حرمة المساكن.
المادة 13 / حرمة المسكن / الفقرة 1

Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich.
Artikel 3 / Gleichheit vor dem Gesetz / Absatz 1

Männer und Frauen sind gleichberechtigt.
Artikel 3 / Gleichheit vor dem Gesetz / Absatz 2

كل البشر متساوون أمام القانون.
المادة 3 / المساواة أمام القانون / المساواة بين الرجال والنساء / حظر التمييز / الفقرة 1

الرجال والنساء متساوون في الحقوق.
المادة 3 / المساواة أمام القانون / المساواة بين الرجال والنساء / حظر التمييز / الفقرة 2

Die Bundesrepublik Deutschland  
ist ein demokratischer und  
sozialer Bundesstaat.
Artikel 20 / Verfassungsgrundsätze / Widerstandsrecht / Absatz 1

Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus.
Artikel 20 / Verfassungsgrundsätze / Widerstandsrecht / Absatz 2

جمهورية ألمانيا الاتحادية 
 هي دولة اتحادية 

ديقراطية واجتماعية.
المادة 20 / المبادئ الدستورية / حق المقاومة / الفقرة 1

 الشعب هو مصدر
 جميع سلطات الدولة.

المادة 20 / المبادئ الدستورية / حق المقاومة / الفقرة 2

Grundrechte 
Auszug aus dem Grundgesetz  
für die  Bundesrepublik Deutschland  
(Artikel 1–19 GG und Artikel 20 GG)
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I. BASIC RIGHTS

Article 1 
 Human dignity / Human rights /  
Legally binding force of basic rights

1/  Human dignity shall be inviolable. To respect 
and protect it shall be the duty of all state 
 authority.

2 /   The German people therefore acknowledge 
 inviolable and inalienable human rights as the 
basis of every community, of peace and of 
justice in the world.

3 /   The following basic rights shall bind the 
legislature, the executive and the  judiciary as 
directly applicable law.

Article 2 
Personal freedoms

1/  Every person shall have the right to free 
development of his personality  insofar as he 
does not violate the rights of others or offend 
against the  constitutional order or the moral law.

2 /  Every person shall have the right to life and 
physical integrity. Freedom of the person shall 
be inviolable. These rights may be interfered 
with only pursuant to a law.  

Article 3 
Equality before the law

1/  All persons shall be equal before the law.
2 /  Men and women shall have equal rights. The 

state shall promote the actual implementation of 
equal rights for women and men and take steps 
to eliminate disadvantages that now exist.

3 /   No person shall be favoured or disfavoured 
because of sex, parentage, race, language, 
homeland and origin, faith, or religious or 
political opinions. No person shall be 
disfavoured because of disability.

Article 4 
Freedom of faith and conscience

1/  Freedom of faith and of conscience, and 
freedom to profess a religious or philosophical 
creed, shall be inviolable.

2 /  The undisturbed practice of religion shall be 
guaranteed.

3 /   No person shall be compelled against his 
conscience to render military service involving 
the use of arms. Details shall be regulated by a 
federal law.

Article 5 
Freedom of expression, arts and sciences

1/   Every person shall have the right freely to 
express and disseminate his opinions in 
speech, writing and pictures, and to inform 
himself without hindrance from generally 
accessible sources. Freedom of the press and 
freedom of reporting by means of broadcasts 
and films shall be guaranteed. There shall be no 
censorship.

2 /  These rights shall find their limits in the 
provisions of general laws, in provisions for the 
protection of young persons, and in the right to 
personal honour.

3 /   Arts and sciences, research and teaching shall 
be free. The freedom of teaching shall not 
release any person from allegiance to the 
constitution.

Article 6 
Marriage / Family / Children

1/  Marriage and the family shall enjoy the special 
protection of the state.

2 /  The care and upbringing of children is the 
natural right of parents and a duty primarily 
incumbent upon them.  
The state shall watch over them in the 
performance of this duty.

3 /  Children may be separated from their families 
against the will of their parents or guardians 
only pursuant to a law, and only if the parents or 
guardians fail in their duties or the children are 
otherwise in danger of serious neglect.

4 /  Every mother shall be entitled to the protection 
and care of the community.

5 /  Children born outside of marriage shall be pro 
 vided by legislation with the same opportunities 
for physical and mental development and for 
their position in society as are enjoyed by those 
born within marriage.

Article 7 
School system

1/  The entire school system shall be under the 
supervision of the state.

2 /  Parents and guardians shall have the right to 
decide whether children shall receive religious 
instruction.

3 /  Religious instruction shall form part of the 
regular curriculum in state schools, with the 
exception of nondenominational schools. 
Without prejudice to the state’s right of 
supervision, religious instruction shall be given 
in accordance with the tenets of the religious 
community concerned. Teachers may not be 
obliged against their will to give religious 
instruction.

4 /  The right to establish private schools shall be 
guaranteed. Private schools that serve as 
alternatives to state schools shall require the 
approval of the state and shall be subject to the 
laws of the Länder. Such approval shall be 
given when private schools are not inferior to 
the state schools in terms of their educational 
aims, their facilities, or the professional training 
of their teaching staff, and when segregation of 
pupils according to the means of their parents 
will not be encouraged thereby. Approval shall 
be withheld if the economic and legal position 
of the teaching staff is not adequately assured.

5 /  A private elementary school shall be approved 
only if the educational authority finds that it 
serves a special pedagogical interest or if, on 
the application of parents or guardians, it is to 
be established as a denominational or 
interdenominational school or as a school 
based on a particular philosophy and no state 
elementary school of that type exists in the 
municipality.

6 /  Preparatory schools shall remain abolished.

Article 8 
Freedom of assembly

1/  All Germans shall have the right to assemble 
peacefully and unarmed without prior 
notification or permission.

2 /  In the case of outdoor assemblies, this right 
may be restricted by or pursuant to a law.

Article 9 
Freedom of association

1 /   All Germans shall have the right to form 
corporations and other  associations.

2 /  Associations whose aims or activities 
contravene the criminal laws, or that are 
directed against the constitutional order or the 
concept of international understanding, shall be 
prohibited.

3 /  The right to form associations to safeguard and 
improve working and economic conditions shall 
be guaranteed to every individual and to every 
occupation or profession. Agreements that 
restrict or seek to impair this right shall be null 
and void; measures directed to this end shall be 
unlawful. Measures taken pursuant to Article 12a, 
to paragraphs (2) and (3) of Article 35, to para -  
graph (4) of Article 87a, or to Article 91 may not 
be directed against industrial disputes engaged 
in by associations within the meaning of the first 
sentence of this paragraph in order to safeguard 
and improve working and economic conditions.

Article 10 
Privacy of correspondence,  
posts and telecommunication

1/  The privacy of correspondence, posts and 
telecommunications shall be inviolable.

2 /   Restrictions may be ordered only pursuant to a 
law. If the restriction serves to protect the free 
democratic basic order or the existence or 
security of the Federation or of a Land, the law 
may provide that the person affected shall not 
be informed of the restriction and that recourse 
to the courts shall be replaced by a review of 
the case by agencies and auxiliary agencies 
appointed by the legislature.

Article 11 
Freedom of movement

1/  All Germans shall have the right to move freely 
throughout the federal territory.

2 /  This right may be restricted only by or pursuant 
to a law, and only in cases in which the 
absence of adequate means of support would 
result in a particular burden for the community, 
or in which such restriction is necessary to avert 
an imminent danger to the existence or the free 
democratic basic order of the Federation or of a 
Land, to combat the danger of an epidemic, to 
respond to a grave accident or natural disaster, 
to protect young persons from serious neglect, 
or to prevent crime.

Article 12 
Occupational freedom

1/  All Germans shall have the right freely to choose 
their occupation or profession, their place of 
work and their place of training. The practice of 
an occupation or profession may be regulated 
by or pursuant to a law.

2 /  No person may be required to perform work of 
a particular kind except within the framework of 
a traditional duty of community service that 
applies generally and equally to all.

3 /  Forced labour may be imposed only on persons 
deprived of their liberty by the judgment of a court.

Article 12a 
Compulsory military and  
alternative civilian service

1/  Men who have attained the age of eighteen may 
be required to serve in the Armed Forces, in the 
Federal Border Police, or in a civil defence 
organisation.

2 /  Any person who, on grounds of conscience, 
refuses to render military service involving the 
use of arms may be required to perform 
alternative service. The duration of alternative 
service shall not exceed that of military service. 
Details shall be regulated by a law, which shall 
not interfere with the freedom to make a deci sion 
in accordance with the dictates of conscience, 
and which shall also provide for the possibility of 
alternative service not connected with units of 
the Armed Forces or of the Federal Border Police.

3 /  Persons liable to compulsory military service 
who are not called upon to render service 
pursuant to paragraph (1) or (2) of this Article 
may, when a state of defence is in effect, be 
assigned by or pursuant to a law to employ-
ment involving civilian services for defence 
purposes, including the protection of the civilian 
population; they may be assigned to public 
employment only for the purpose of discharging 
police functions or such other sovereign 
functions of public administration as can be 
discharged only by persons employed in the 
public service. The employment contemplated 
by the first sentence of this paragraph may 
include services within the Armed Forces, in the 
provision of military supplies, or with public 
administrative authorities; assignments to 
employment connected with supplying and 
servicing the civilian population shall be 
permissible only to meet their basic require-
ments or to guarantee their safety.

4 /  If, during a state of defence, the need for civilian 
services in the civilian health system or in 
stationary military hospitals cannot be met on a 
voluntary basis, women between the age of 
eighteen and fiftyfive may be called upon to 
render such services by or pursuant to a law. 
Under no circumstances may they be required 
to render service involving the use of arms.

5 /  Prior to the existence of a state of defence, 
assignments under paragraph (3) of this Article 
may be made only if the requirements of 
paragraph (1) of Article 80a are met. In 
pre paration for the provision of services under 
paragraph (3) of this Article that demand special 
knowledge or skills, participation in training 
courses may be required by or pursuant to a 
law. In this case the first sentence of this 
paragraph shall not apply.

dungsveranstaltungen zur Pflicht gemacht wer-
den. Satz 1 findet insoweit keine Anwendung.

6 /  Kann im Verteidigungsfalle der Bedarf an Ar-
beitskräften für die in Abs. 3 Satz 2 genannten 
 Bereiche auf freiwilliger Grundlage nicht gedeckt 
werden, so kann zur Sicherung dieses Bedarfs 
die Freiheit der Deutschen, die Ausübung eines 
Berufs oder den Arbeitsplatz aufzugeben, durch 
Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes ein
geschränkt werden. Vor Eintritt des Verteidigungs 
falles gilt Abs. 5 Satz 1 entsprechend.

Artikel 13 
Unverletzlichkeit der Wohnung

1/  Die Wohnung ist unverletzlich.
2 /  Durchsuchungen dürfen nur durch den Richter, 

bei Gefahr im Verzuge auch durch die in den 
 Gesetzen vorgesehenen anderen Organe ange-
ordnet und nur in der dort vorgeschriebenen 
Form durchgeführt werden.

3 /  Begründen bestimmte Tatsachen den Verdacht, 
daß jemand eine durch Gesetz einzeln be-
stimmte besonders schwere Straftat begangen 
hat, so dürfen zur Verfolgung der Tat auf Grund 
richterlicher Anordnung technische Mittel zur 
akustischen Überwachung von Wohnungen, in 
denen der  Beschuldigte sich vermutlich aufhält, 
eingesetzt werden, wenn die Erforschung des 
Sachverhalts auf andere Weise unverhältnismä-
ßig erschwert oder aussichtslos wäre. Die Maß-
nahme ist zu befristen. Die Anordnung erfolgt 
durch einen mit drei Richtern besetzten Spruch-
körper. Bei Gefahr im Verzuge kann sie auch 
durch einen einzelnen Richter getroffen werden.

4 /  Zur Abwehr dringender Gefahren für die öffent
liche Sicherheit, insbesondere einer gemeinen 
Gefahr oder einer Lebensgefahr, dürfen tech
nische Mittel zur Überwachung von Wohnungen 
nur auf Grund richterlicher Anordnung eingesetzt 
 werden. Bei Gefahr im Verzuge kann die Maß
nahme auch durch eine andere gesetzlich be-
stimmte Stelle angeordnet werden; eine richter
liche Entscheidung ist unverzüglich nachzuholen.

5 /  Sind technische Mittel ausschließlich zum 
Schutze der bei einem Einsatz in Wohnungen 
tätigen Personen vorgesehen, kann die Maß-
nahme durch eine gesetzlich bestimmte Stelle 
angeordnet  werden. Eine anderweitige Verwer-
tung der hierbei erlangten Erkenntnisse ist nur 
zum Zwecke der Strafverfolgung oder der Ge-
fahrenabwehr und nur zulässig, wenn zuvor die 
Rechtmäßigkeit der Maßnahme richterlich fest-
gestellt ist; bei Gefahr im Verzuge ist die richter-
liche Entscheidung unverzüglich nachzuholen.

6 /  Die Bundesregierung unterrichtet den Bundes-
tag jährlich über den nach Abs. 3 sowie über 
den im Zuständigkeitsbereich des Bundes nach 
 Abs. 4 und, soweit richterlich überprüfungs
bedürftig, nach Abs. 5 erfolgten Einsatz tech

nischer Mittel. Ein vom Bundestag gewähltes 
 Gremium übt auf der Grundlage dieses Berichts 
die parlamentarische Kontrolle aus. Die Länder 
gewährleisten eine gleichwertige parlamentari-
sche Kontrolle.

7 /  Eingriffe und Beschränkungen dürfen im übrigen 
nur zur Abwehr einer gemeinen Gefahr oder 
einer Lebensgefahr für einzelne Personen, auf 
Grund eines Gesetzes auch zur Verhütung drin-
gender Gefahren für die öffentliche Sicherheit 
und Ordnung, insbesondere zur Behebung der 
Raumnot, zur Bekämpfung von Seuchengefahr 
oder zum Schutze gefährdeter Jugendlicher 
vorgenommen werden.

Artikel 14 
Eigentum / Erbrecht / Enteignung

1/  Das Eigentum und das Erbrecht werden ge-
währleistet. Inhalt und Schranken werden durch 
die Gesetze bestimmt.

2 /  Eigentum verpflichtet. Sein Gebrauch soll zu-
gleich dem Wohle der Allgemeinheit dienen.

3 /  Eine Enteignung ist nur zum Wohle der Allge-
meinheit zulässig. Sie darf nur durch Gesetz 
oder auf Grund eines Gesetzes erfolgen, das 
Art und Ausmaß der Entschädigung regelt. Die 
Entschädigung ist unter gerechter Abwägung 
der Interessen der Allgemeinheit und der Betei-
ligten zu bestimmen. Wegen der Höhe der Ent-
schädigung steht im Streitfalle der Rechtsweg 
vor den ordentlichen Gerichten offen.

Artikel 15 
Vergesellschaftung

Grund und Boden, Naturschätze und Produktions-
mittel können zum Zwecke der Vergesellschaftung 
durch ein Gesetz, das Art und Ausmaß der Ent-
schädigung regelt, in Gemeineigentum oder in an-
dere Formen der Gemeinwirtschaft überführt wer-
den. Für die Entschädigung gilt Art. 14 Abs. 3 Satz 3 
und 4 entsprechend.

Artikel 16 
Staatsangehörigkeit / Auslieferung

1/  Die deutsche Staatsangehörigkeit darf nicht 
entzogen werden. Der Verlust der Staatsange-
hörigkeit darf nur auf Grund eines Gesetzes und 
gegen den Willen des Betroffenen nur dann 
eintreten, wenn der Betroffene dadurch nicht 
staatenlos wird.

2 /   Kein Deutscher darf an das Ausland ausgeliefert 
werden. Durch Gesetz kann eine abweichende 
Regelung für Auslieferungen an einen Mitglied-
staat der Europäischen Union oder an einen 
internationalen Gerichtshof getroffen werden, 
soweit rechtsstaatliche Grundsätze gewahrt sind.

Artikel 16a 
Asylrecht

1/  Politisch Verfolgte genießen Asylrecht.
2 /    Auf Abs. 1 kann sich nicht berufen, wer aus 

einem Mitgliedstaat der Europäischen Gemein-
schaften oder aus einem anderen Drittstaat 
einreist, in dem die Anwendung des Abkom-
mens über die Rechtsstellung der Flüchtlinge 
und der Konvention zum Schutze der Men-
schenrechte und Grundfreiheiten sichergestellt 
ist. Die Staaten außerhalb der Europäischen 
Gemeinschaften, auf die die Voraussetzungen 
des Satzes 1 zutreffen, werden durch Gesetz, 
das der Zustimmung des Bundesrates bedarf, 
bestimmt. In den Fällen des Satzes 1 können 
aufenthaltsbeendende  Maß nahmen unabhängig 
von einem hiergegen ein gelegten Rechtsbehelf 
vollzogen werden.

3 /   Durch Gesetz, das der Zustimmung des Bun-
desrates bedarf, können Staaten bestimmt 
 werden, bei denen auf Grund der Rechtslage, 
der Rechtsanwendung und der allgemeinen 
politischen Verhältnisse gewährleistet erscheint, 
daß dort weder politische Verfolgung noch 
 unmenschliche oder erniedrigende Bestrafung 
oder Behandlung stattfindet. Es wird vermutet, 
daß ein Ausländer aus einem solchen Staat 
nicht verfolgt wird, solange er nicht Tatsachen 
vorträgt, die die Annahme  begründen, daß  
er entgegen dieser Vermutung politisch ver 
folgt wird.

4 /   Die Vollziehung aufenthaltsbeendender Maß-
nahmen wird in den Fällen des Abs. 3 und in 
anderen Fällen, die offensichtlich unbegründet 
sind oder als offensichtlich unbegründet gelten, 
durch das Gericht nur ausgesetzt, wenn ernstli-
che Zweifel an der Rechtmäßigkeit der Maßnah-
me bestehen; der Prüfungsumfang kann einge-
schränkt werden und verspätetes Vorbringen 
unberücksichtigt bleiben. Das Nähere ist durch 
Gesetz zu bestimmen.

5 /    Die Absätze 1 bis 4 stehen völkerrechtlichen 
 Verträgen von Mitgliedstaaten der Europäischen 
Gemeinschaften untereinander und mit dritten 
Staaten nicht entgegen, die unter Beachtung 
der Verpflichtungen aus dem Abkommen über 
die Rechtsstellung der Flüchtlinge und der 
Konven tion zum Schutze der Menschenrechte 
und Grundfreiheiten, deren Anwendung in den 
Vertragsstaaten sichergestellt sein muß, Zustän-
digkeitsregelungen für die Prüfung von Asyl
begehren einschließlich der gegenseitigen 
 Anerkennung von Asylentscheidungen treffen.

Artikel 17 
Petitionsrecht

Jedermann hat das Recht, sich einzeln oder in 
 Gemeinschaft mit anderen schriftlich mit Bitten oder 
Beschwerden an die zuständigen Stellen und an die 
Volksvertretung zu wenden.

Artikel 17a 
Einschränkung der Grundrechte  
in besonderen Fällen

1/  Gesetze über Wehrdienst und Ersatzdienst können 
bestimmen, daß für die Angehörigen der Streit-
kräfte und des Ersatzdienstes während der Zeit 
des Wehr oder Ersatzdienstes das Grundrecht, 
seine Meinung in Wort, Schrift und Bild frei zu 
äußern und zu verbreiten (Art. 5 Abs. 1 Satz 1 
erster Halbsatz), das Grundrecht der Versamm-
lungsfreiheit (Art. 8) und das Petitionsrecht 
 (Art. 17), soweit es das Recht gewährt, Bitten 
oder Beschwerden in Gemeinschaft mit ande-
ren vorzubringen, eingeschränkt werden.

2 /  Gesetze, die der Verteidigung einschließlich des 
Schutzes der Zivilbevölkerung dienen, können 
bestimmen, daß die Grundrechte der Frei
zügigkeit (Art. 11) und der Unverletzlichkeit der 
Wohnung (Art. 13) eingeschränkt werden.

Artikel 18 
Grundrechtsverwirkung

Wer die Freiheit der Meinungsäußerung, insbesonde-
re die Pressefreiheit (Art. 5 Abs. 1), die Lehrfreiheit 
(Art. 5 Abs. 3), die Versammlungsfreiheit (Art. 8), die 
Ver einigungsfreiheit (Art. 9), das Brief, Post und 
Fern melde geheimnis (Art. 10), das Eigentum 
(Art. 14) oder das Asylrecht (Art. 16a) zum Kampfe 
gegen die freiheitliche demokratische Grundord-
nung mißbraucht, verwirkt diese Grundrechte. Die 
Verwirkung und ihr Ausmaß werden durch das Bun-
desverfassungsgericht ausgesprochen.

Artikel 19 
Einschränkung von Grundrechten – Rechtsweg

1/   Soweit nach diesem Grundgesetz ein Grund-
recht durch Gesetz oder auf Grund eines Ge-
setzes  eingeschränkt werden kann, muß das 
Gesetz allgemein und nicht nur für den Einzelfall 
gelten. Außerdem muß das Gesetz das Grund-
recht unter Angabe des Artikels nennen.

2 /    In keinem Falle darf ein Grundrecht in seinem 
 Wesensgehalt angetastet werden.

3 /   Die Grundrechte gelten auch für inländische 
juristische Personen, soweit sie ihrem Wesen 
nach auf diese anwendbar sind.

4 /   Wird jemand durch die öffentliche Gewalt in sei-
nen Rechten verletzt, so steht ihm der Rechts-
weg offen. Soweit eine andere Zuständigkeit 
nicht  begründet ist, ist der ordentliche Rechtsweg 
 g egeben. Art. 10 Abs. 2 Satz 2 bleibt unberührt.

II. DER BUND UND DIE LÄNDER

Artikel 20  
Verfassungsgrundsätze / Widerstandsrecht

 1/  Die Bundesrepublik Deutschland ist ein demo
kratischer und sozialer Bundesstaat.

2 /  Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus. Sie wird 
vom Volke in Wahlen und Abstimmungen und 
durch besondere Organe der Gesetzgebung, 
der vollziehenden Gewalt und der Rechtspre-
chung ausgeübt.

3 /  Die Gesetzgebung ist an die verfassungsmäßige 
Ordnung, die vollziehende Gewalt und die Recht-
sprechung sind an Gesetz und Recht gebunden.

4 /   Gegen jeden, der es unternimmt, diese Ord-
nung zu beseitigen, haben alle Deutschen das 
Recht zum Widerstand, wenn andere Abhilfe 
nicht möglich ist.

Artikel 20a 
Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen  
und der Tiere

Der Staat schützt auch in Verantwortung für die 
künftigen Generationen die natürlichen Lebens-
grundlagen und die Tiere im Rahmen der verfas-
sungsmäßigen Ordnung durch die Gesetzgebung 
und nach Maß gabe von Gesetz und Recht durch 
die vollziehende Gewalt und die Rechtsprechung.

— Impressum
— Herausgeberin: Bundeszentrale für politische 
Bildung/bpb, Adenauerallee 86, 53113 Bonn,  
www.bpb.de

— Redaktion: Iris Möckel (verantwortlich),  
Linda Kelch, beide bpb

— Quellen:   
Deutscher Text: Bundeszentrale für politische Bildung;  
www.bpb.de/nachschlagen/gesetze/grundgesetz 
Englischer Text: Deutscher Bundestag;  
https://www.btgbestellservice.de/pdf/80201000.pdf 
Lektorat: David Thorne, Bornheim 
Arabischer Text: Deutscher Bundestag;  
https://www.btgbestellservice.de/pdf/80209000.pdf 
Lektorat: Dr. Petra Uphoff, Köln

— Gestaltung und Illustration:  
Leitwerk. Büro für Kommunikation, Köln,  
www.leitwerk.com 
— Druck: media production, Bonn GmbH

— Urheberrechte: Text und Illustrationen  
sind urheberrechtlich geschützt.

— Redaktionsschluss der 1. Auflage:  
November 2015, BestellNr. 5441, 
bestellbar unter: www.bpb.de/falter

6 /  If, during a state of defence, the need for 
workers in the areas specified in the second 
sentence of paragraph (3) of this Article cannot 
be met on a voluntary basis, the right of 
German citizens to abandon their occupation or 
place of employment may be restricted by or 
pursuant to a law in order to meet this need. 
Prior to the existence of a state of defence, the 
first sentence of paragraph (5) of this Article 
shall apply mutatis mutandis.

Article 13 
Inviolability of the home

1/  The home is inviolable.
2 /  Searches may be authorised only by a judge or, 

when time is of the essence, by other 
authorities designated by the laws, and may be 
carried out only in the manner therein 
prescribed.

3 /  If particular facts justify the suspicion that any 
person has committed an especially serious 
crime specifically defined by a law, technical 
means of acoustical surveillance of any home in 
which the suspect is supposedly staying may 
be employed pursuant to judicial order for the 
purpose of prosecuting the offence, provided 
that alternative methods of investigating the 
matter would be disproportionately difficult or 
unproductive. The authorisation shall be for a 
limited time. The order shall be issued by a 
panel composed of three judges. When time is 
of the essence, it may also be issued by a 
single judge. 

4 /  To avert acute dangers to public safety, 
especially dangers to life or to the public, 
technical means of surveillance of the home 
may be employed only pursuant to judicial 
order. When time is of the essence, such 
measures may also be ordered by other 
authorities designated by a law; a judicial 
decision shall subsequently be obtained without 
delay.

5 /  If technical means are contemplated solely for 
the protection of persons officially deployed in a 
home, the measure may be ordered by an 
authority designated by a law. The information 
thereby obtained may be otherwise used only 
for purposes of criminal prosecution or to avert 
danger and only if the legality of the measure 
has been previously determined by a judge; 
when time is of the essence, a judicial decision 
shall subsequently be obtained without delay.

6 /  The Federal Government shall report to the 
Bundestag annually as to the employment of 
technical means pursuant to paragraph (3) and, 
within the jurisdiction of the Federation, 
pursuant to paragraph (4) and, insofar as 
judicial approval is required, pursuant to 
paragraph (5) of this Article. A panel elected by 

the Bundestag shall exercise parliamentary 
oversight on the basis of this report.  
A comparable parliamentary oversight shall  
be afforded by the Länder.

7 /  Interferences and restrictions shall otherwise 
only be permissible to avert a danger to the 
public or to the life of an individual, or, pursuant 
to a law, to confront an acute danger to public 
safety and order, in particular to relieve a 
housing shortage, to combat the danger of an 
epidemic, or to protect young persons at risk.

Article 14 
Property / Inheritance / Expropriation

1/  Property and the right of inheritance shall be 
guaranteed. Their content and limits shall be 
defined by the laws.

2 /  Property entails obligations. Its use shall also 
serve the public good.

3 /  Expropriation shall only be permissible for the 
public good. It may only be ordered by or 
pursuant to a law that determines the nature 
and extent of compensation. Such compensation 
shall be determined by establishing an equitable 
balance between the public interest and the 
interests of those affected. In case of dispute 
concerning the amount of compensation, 
recourse may be had to the ordinary courts.

Article 15 
Socialisation

Land, natural resources and means of production 
may for the purpose of socialisation be transferred 
to public ownership or other forms of public 
enterprise by a law that determines the nature and 
extent of compensation. With respect to such 
compensation the third and fourth sentences of 
paragraph (3) of Article 14 shall apply mutatis 
mutandis.

Article 16 
Citizenship / Extradition

1/   No German may be deprived of his citizenship. 
Citizenship may be lost only pursuant to a law, 
and against the will of the person affected only 
if he does not become stateless as a result.

2 /   No German may be extradited to a foreign 
country. The law may provide otherwise for 
extraditions to a member state of the European 
Union or to an international court, provided that 
the rule of law is observed.

Article 16a 
Right of asylum

1/  Persons persecuted on political grounds shall 
have the right of asylum.

2 /   Paragraph (1) of this Article may not be invoked 
by a person who enters the federal territory 
from a member state of the European 
Communities or from another third state in 
which application of the Convention Relating to 
the Status of Refugees and of the Convention 
for the Protection of Human Rights and 
Fundamental Freedoms is assured. The states 
outside the European Communities to which the 
criteria of the first sentence of this paragraph 
apply shall be specified by a law requiring the 
consent of the Bundesrat. In the cases 
specified in the first sentence of this paragraph, 
measures to terminate an applicant’s stay may 
be implemented without regard to any legal 
challenge that may have been instituted against 
them.

3 /   By a law requiring the consent of the 
Bundesrat, states may be specified in which, on 
the basis of their laws, enforcement practices 
and general political conditions, it can be safely 
concluded that neither political persecution nor 
inhuman or degrading punishment or treatment 
exists. It shall be presumed that a foreigner from 
such a state is not persecuted unless he 
presents evidence justifying the conclusion that, 
contrary to this presumption, he is persecuted 
on political grounds.

4 /   In the cases specified by paragraph (3) of this 
Article and in other cases that are plainly 
unfounded or considered to be plainly 
unfounded, the implementation of measures to 
terminate an applicant’s stay may be 
suspended by a court only if serious doubts 
exist as to their legality; the scope of review may 
be limited, and tardy objections may be dis 
regarded. Details shall be determined by a law.

5 /   Paragraphs (1) to (4) of this Article shall not 
preclude the conclusion of international 
agreements of member states of the European 
Communities with each other or with those third 
states which, with due regard for the obligations 
arising from the Convention Relating to the 
Status of Refugees and the Convention for the 
Protection of Human Rights and Fundamental 
Freedoms, whose enforcement must be 
assured in the contracting states, adopt rules 
conferring jurisdiction to decide on applications 
for asylum, including the reciprocal recognition 
of asylum decisions.

Article 17 
Right of petition

Every person shall have the right individually or 
jointly with others to address written requests or 
complaints to competent authorities and to the 
legislature.

Article 17a 
Restriction of basic rights in specific instances

1/  Laws regarding military and alternative service 
may provide that the basic right of members of 
the Armed Forces and of alternative service 
freely to express and disseminate their opinions 
in speech, writing and pictures (first clause of 
paragraph (1) of Article 5), the basic right of 
assembly (Article 8), and the right of petition 
 (Article 17) insofar as it permits the submission 
of requests or complaints jointly with others,  
be restricted during their period of military or 
alternative service.

2 /  Laws regarding defence, including protection of 
the civilian population, may provide for restriction 
of the basic rights of freedom of movement 
(Article 11) and inviolability of the home (Article 13(.

Article 18 
Forfeiture of basic rights

Whoever abuses the freedom of expression, in 
particular the freedom of the press (paragraph (1)  
of Article 5), the freedom of teaching (paragraph (3) 
of Article 5), the freedom of assembly (Article 8),  
the freedom of association (Article 9), the privacy of 
correspondence, posts and telecommunications 
(Article 10), the rights of property (Article 14), or the 
right of asylum (Article 16a) in order to combat  
the free democratic basic order shall forfeit these 
basic rights. This forfeiture and its extent shall be 
declared by the Federal Constitutional Court.

Article 19 
Restriction of basic rights – Legal remedies

1/     Insofar as, under this Basic Law, a basic right 
may be restricted by or pursuant to a law, such 
law must apply generally and not merely to a 
single case. In addition, the law must specify 
the basic right affected and the Article in which 
it appears.

2 /  In no case may the essence of a basic right be 
affected.

3 /  The basic rights shall also apply to domestic 
artificial persons to the extent that the nature of 
such rights permits.

4 /  Should any person’s rights be violated by public 
authority, he may have recourse to the courts. If 
no other jurisdiction has been established, 
recourse shall be to the ordinary courts. The 
second sentence of paragraph (2) of Article 10 
shall not be affected by this paragraph.

II. THE FEDERATION AND THE LÄNDER

Article 20  
Constitutional principles / Right of resistance
1/     The Federal Republic of Germany is a 

democratic and social federal state.
2 /  All state authority is derived from the people. It 

shall be exercised by the people through 
elections and other votes and through specific 
legislative, executive and judicial bodies.

3 /  The legislature shall be bound by the 
constitutional order, the executive and the 
judiciary by law and justice.

4 /  All Germans shall have the right to resist any 
person seeking to abolish this constitutional 
order if no other remedy is available.

Article 20a 
Protection of the natural foundations  
of life and animals

Mindful also of its responsibility toward future 
generations, the state shall protect the natural 
foundations of life and animals by legislation and, in 
accordance with law and justice, by executive and 
judicial action, all within the framework of the 
constitutional order.
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Basic Law
for the Federal Republic of Germany  
(Excerpt: Articles 1 to 20)

Die Freiheit des Glaubens,  
des Gewissens und  
die Freiheit des religiösen  
und weltanschau lichen  
 Bekenntnisses sind unverletzlich.
Artikel 4 / Glaubens und Gewissensfreiheit / Absatz 1

Niemand darf gegen sein Gewissen zum  
Kriegsdienst mit der Waffe gezwungen werden.
Artikel 4 / Glaubens und Gewissensfreiheit / Absatz 3

Das gesamte Schulwesen steht 
unter der Aufsicht des Staates.
Artikel 7 / Schulwesen / Absatz 1

Die Erziehungsberechtigten haben das 
Recht, über die Teilnahme des Kindes am 
Religions unterricht zu bestimmen.
Artikel 7 / Schulwesen / Absatz 2

Jeder hat das Recht, seine Meinung  
in Wort, Schrift und Bild frei zu äußern 
und zu verbreiten (…).
Artikel 5 / Freiheit der Meinung, Kunst und Wissenschaft / Absatz 1

The privacy of correspondence, posts  
and telecommunications shall be inviolable.

Article 10 / Privacy of correspondence, posts and telecommunication / paragraph 1

    All Germans shall have the right  
to assemble peacefully  

and unarmed without prior  
notification or permission.

Article 8 / Freedom of assembly / paragraph 1

The Federal Republic  
of Germany is a democratic 

and social federal state.
Article 20 / Constitutional principles / Right of resistance / paragraph 1

All state authority  
is derived from the people.

Article 20 / Constitutional principles / Right of resistance / paragraph 2

Marriage and the family 
shall enjoy the special  

protection of the state.
Article 6 / Marriage / Family / Children / paragraph 1

Human dignity shall be inviolable.  
Article 1 / Human Dignity / Human Rights / Legally binding force of basic rights / paragraph 1

No German may be  
deprived of his citizenship.

Article 16 / Citizenship / Extradition / paragraph 1

Persons persecuted on 
political grounds shall 

have the right of asylum.
Article 16a / Right of asylum / paragraph 1

The home is inviolable.
Article 13 / Inviolability of the home / paragraph 1

Every person shall have the right  
to free development of his personality (…).

Article 2 / Personal freedoms / paragraph 1

Every person shall have 
the right to life  

and physical integrity.
Article 2 / Personal freedoms / paragraph 2

The entire school system shall be  
under the supervision of the state.

Article 7 / School system / paragraph 1

Parents and guardians 
shall have the right  
to decide whether  

children shall receive  
religious instruction.

Article 7 / School system / paragraph 2

All persons shall be equal before the law.
Article 3 / Equality before the law / paragraph 1

Men and women  
shall have equal rights.

Article 3 / Equality before the law / paragraph 2

Freedom of faith and of conscience, and freedom to  
profess a religious or philosophical creed, shall be inviolable.

Article 4 / Freedom of faith and conscience / paragraph 1

No person shall be  
compelled against his  
conscience to render  

military service involving  
the use of arms.

Article 4 / Freedom of faith and conscience / paragraph 3

Every person shall have the right  
freely to express and  

disseminate his opinions  
in speech, writing and pictures (…).

Article 5 / Freedom of expression, arts and sciences / paragraph 1

Die Bundesrepublik Deutschland  
ist ein demokratischer und  
sozialer Bundesstaat.
Artikel 20 / Verfassungsgrundsätze / Widerstandsrecht / Absatz 1

Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus.
Artikel 20 / Verfassungsgrundsätze / Widerstandsrecht / Absatz 2

Ehe und Familie stehen  
unter dem besonderen Schutze  
der staatlichen Ordnung.
Artikel 6 / Ehe / Familie / Kinder / Absatz 1

Jeder hat das Recht auf die freie 
 Entfaltung seiner Persönlichkeit (…).
Artikel 2 / Persönliche Freiheitsrechte / Absatz 1

Jeder hat das Recht auf Leben  
und körperliche Unversehrtheit. 
Artikel 2 / Persönliche Freiheitsrechte / Absatz 2

Alle Deutschen haben das Recht, sich ohne  Anmeldung  
oder Erlaubnis friedlich und ohne  Waffen zu versammeln.
Artikel 8 / Versammlungsfreiheit / Absatz 1

Die Würde des Menschen  
ist unantastbar.
Artikel 1 / Menschenwürde / Menschenrechte / Rechtsverbindlichkeit der  Grundrechte / Absatz 1

Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich.
Artikel 3 / Gleichheit vor dem Gesetz / Absatz 1

Männer und Frauen sind gleichberechtigt.
Artikel 3 / Gleichheit vor dem Gesetz / Absatz 2

Die Wohnung ist unverletzlich.
Artikel 13 / Unverletzlichkeit der Wohnung / Absatz 1

Das Briefgeheimnis sowie das  
Post und  Fern meldegeheimnis  
sind unverletzlich.
Artikel 10 / Brief, Post und Fernmeldegeheimnis / Absatz 1

Die deutsche Staatsangehörigkeit 
darf nicht entzogen werden.
Artikel 16 / Staatsangehörigkeit / Auslieferung / Absatz 1

Politisch Verfolgte genießen Asylrecht.
Artikel 16a / Asylrecht / Absatz 1

Grundrechte 
Auszug aus dem Grundgesetz  
für die  Bundesrepublik Deutschland  
(Artikel 1–19 GG und Artikel 20 GG)

Basic Rights
Extract from the Basic Law  

for the Federal Republic of Germany  
(Articles 1–19 BL and Article 20 BL)

Falter Extra
; Artikel 8 
Versammlung
; Artikel 8 
Versammlung

; Artikel 1  
würde
; Artikel 1  
würde

I. DIE GRUNDRECHTE

Artikel 1 
Menschenwürde / Menschenrechte /  
Rechtsverbindlichkeit der  Grundrechte

1/  Die Würde des Menschen ist unantastbar.  
Sie zu achten und zu schützen ist Verpflichtung 
aller staatlichen Gewalt.

2 /  Das Deutsche Volk bekennt sich darum zu un-
verletzlichen und unveräußerlichen Menschen-
rechten als Grundlage jeder menschlichen 
 Gemeinschaft, des Friedens und der Gerechtig-
keit in der Welt.

3 /  Die nachfolgenden Grundrechte binden Gesetz
gebung, vollziehende Gewalt und Recht
sprechung als unmittelbar geltendes Recht.

Artikel 2 
Persönliche Freiheitsrechte

1/  Jeder hat das Recht auf die freie Entfaltung 
seiner Persönlichkeit, soweit er nicht die Rechte 
anderer verletzt und nicht gegen die verfas
sungs mäßige Ordnung oder das Sittengesetz 
verstößt.

2 /  Jeder hat das Recht auf Leben und körperliche 
Unversehrtheit. Die Freiheit der Person ist 
 unverletzlich. In diese Rechte darf nur auf Grund 
eines Gesetzes eingegriffen werden.

Artikel 3 
Gleichheit vor dem Gesetz

1/  Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich.
2 /  Männer und Frauen sind gleichberechtigt.  

Der Staat fördert die tatsächliche Durchsetzung 
der Gleichberechtigung von Frauen und Män-
nern und wirkt auf die Beseitigung bestehender 
Nachteile hin.

3 /  Niemand darf wegen seines Geschlechtes, seiner 
Abstammung, seiner Rasse, seiner Sprache, 
seiner Heimat und Herkunft, seines Glaubens, 
seiner religiösen oder politischen Anschauungen 
benachteiligt oder bevorzugt werden. Niemand darf 
wegen seiner Behinderung benachteiligt werden.

Artikel 4 
Glaubens- und Gewissensfreiheit

1/  Die Freiheit des Glaubens, des Gewissens und 
die Freiheit des religiösen und weltanschau
lichen Bekenntnisses sind unverletzlich.

2 /  Die ungestörte Religionsausübung wird gewähr-
leistet.

3 /  Niemand darf gegen sein Gewissen zum 
 Kriegsdienst mit der Waffe gezwungen werden. 
Das Nähere regelt ein Bundesgesetz.

Artikel 5 
Freiheit der Meinung, Kunst und Wissenschaft

1/  Jeder hat das Recht, seine Meinung in Wort, 
Schrift und Bild frei zu äußern und zu verbreiten 
und sich aus allgemein zugänglichen Quellen 
ungehindert zu unterrichten. Die Pressefreiheit 
und die Freiheit der Berichterstattung durch 
Rundfunk und Film werden gewährleistet. Eine 
Zensur findet nicht statt.

2 /  Diese Rechte finden ihre Schranken in den Vor-
schriften der allgemeinen Gesetze, den gesetz
lichen Bestimmungen zum Schutze der Jugend 
und in dem Recht der persönlichen Ehre.

3 /  Kunst und Wissenschaft, Forschung und Lehre 
sind frei. Die Freiheit der Lehre entbindet nicht 
von der Treue zur Verfassung.

Artikel 6 
Ehe / Familie / Kinder

1/  Ehe und Familie stehen unter dem besonderen 
Schutze der staatlichen Ordnung.

2 /  Pflege und Erziehung der Kinder sind das natür
liche Recht der Eltern und die zuvörderst ihnen 
obliegende Pflicht. Über ihre Betätigung wacht 
die staatliche Gemeinschaft.

3 /  Gegen den Willen der Erziehungsberechtigten 
dürfen Kinder nur auf Grund eines Gesetzes von 
der Familie getrennt werden, wenn die Erzie-
hungsberechtigten versagen oder wenn die 
 Kinder aus anderen Gründen zu verwahrlosen 
drohen.

4 /  Jede Mutter hat Anspruch auf den Schutz und 
die Fürsorge der Gemeinschaft.

5 /  Den unehelichen Kindern sind durch die 
 Gesetzgebung die gleichen Bedingungen für 

ihre leibliche und seelische Entwicklung und  
ihre Stellung in der Gesellschaft zu schaffen wie 
den ehelichen Kindern.

Artikel 7 
Schulwesen

1/  Das gesamte Schulwesen steht unter der Auf-
sicht des Staates.

2 /  Die Erziehungsberechtigten haben das Recht, 
über die Teilnahme des Kindes am Religions
unterricht zu bestimmen.

3 /  Der Religionsunterricht ist in den öffentlichen 
Schulen mit Ausnahme der bekenntnisfreien 
Schulen ordentliches Lehrfach. Unbeschadet 
des staatlichen Aufsichtsrechtes wird der 
 Religionsunterricht in Übereinstimmung mit den 
Grundsätzen der Religionsgemeinschaften er-
teilt. Kein Lehrer darf gegen seinen Willen ver-
pflichtet werden, Religionsunterricht zu erteilen.

4 /   Das Recht zur Errichtung von privaten Schulen 
wird gewährleistet. Private Schulen als Ersatz 
für öffentliche Schulen bedürfen der Genehmi-
gung des Staates und unterstehen den Landes-
gesetzen. Die Genehmigung ist zu erteilen, 
wenn die privaten Schulen in ihren Lehrzielen 
und Einrichtungen sowie in der wissenschaft
lichen Ausbildung ihrer Lehrkräfte nicht hinter 
den öffentlichen Schulen zurückstehen und eine 
Sonderung der Schüler nach den Besitzverhält-
nissen der Eltern nicht gefördert wird. Die 
 Genehmigung ist zu versagen, wenn die wirt-
schaftliche und rechtliche Stellung der Lehr  
 kräfte nicht genügend gesichert ist.

5 /   Eine private Volksschule ist nur zuzulassen, 
wenn die Unterrichtsverwaltung ein besonderes 
pädagogisches Interesse anerkennt oder, auf 
Antrag von Erziehungsberechtigten, wenn sie 
als Gemeinschaftsschule, als Bekenntnis  
oder Weltanschauungsschule errichtet werden 
soll und eine öffentliche Volksschule dieser Art 
in der Gemeinde nicht besteht.

6 /  Vorschulen bleiben aufgehoben.

Artikel 8 
Versammlungsfreiheit

1 /  Alle Deutschen haben das Recht, sich ohne 
Anmeldung oder Erlaubnis friedlich und ohne 
Waffen zu versammeln.

2 /  Für Versammlungen unter freiem Himmel kann 
dieses Recht durch Gesetz oder auf Grund ei-
nes Gesetzes beschränkt werden.

Artikel 9 
Vereinigungs- und Koalitionsfreiheit

1 /  Alle Deutschen haben das Recht, Vereine und 
Gesellschaften zu bilden.

2 /  Vereinigungen, deren Zwecke oder deren Tätig-
keit den Strafgesetzen zuwiderlaufen oder die 

sich gegen die verfassungsmäßige Ordnung 
oder gegen den Gedanken der Völkerverstän
digung richten, sind verboten.

3 /  Das Recht, zur Wahrung und Förderung der 
Arbeits und Wirtschaftsbedingungen Vereini-
gungen zu bilden, ist für jedermann und für alle 
Berufe gewährleistet. Abreden, die dieses Recht 
einschränken oder zu behindern suchen, sind 
nichtig, hierauf gerichtete Maßnahmen sind 
rechtswidrig. Maßnahmen nach den Artikeln 12a, 
35 Abs. 2 und 3, Art. 87a Abs. 4 und Art. 91 
dürfen sich nicht gegen Arbeitskämpfe richten, 
die zur Wahrung und Förderung der Arbeits 
und Wirtschaftsbedingungen von Vereinigungen 
im Sinne des Satzes 1 geführt werden.

Artikel 10 
Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnis

1/  Das Briefgeheimnis sowie das Post und Fern-
meldegeheimnis sind unverletzlich.

2 /  Beschränkungen dürfen nur auf Grund eines 
Gesetzes angeordnet werden. Dient die Be-
schränkung dem Schutze der freiheitlichen de-
mokratischen Grundordnung oder des Bestan-
des oder der Sicherung des Bundes oder eines 
Landes, so kann das Gesetz bestimmen, dass 
sie dem Betroffenen nicht mitgeteilt wird und 
dass an die Stelle des Rechtsweges die Nach-
prüfung durch von der Volksvertretung bestellte 
Organe und Hilfsorgane tritt.

Artikel 11 
Freizügigkeit

1/  Alle Deutschen genießen Freizügigkeit im gan-
zen Bundesgebiet.

2 /  Dieses Recht darf nur durch Gesetz oder auf 
Grund eines Gesetzes und nur für die Fälle einge-
schränkt werden, in denen eine ausreichende 
 Lebensgrundlage nicht vorhanden ist und der 
Allgemeinheit daraus besondere Lasten entstehen 
würden oder in denen es zur Abwehr einer dro-
henden Gefahr für den Bestand oder die freiheit
liche demokratische Grundordnung des Bundes 
oder eines Landes, zur Bekämpfung von 
Seuchen gefahr, Naturkatastrophen oder beson-
ders schweren Unglücksfällen, zum Schutze der 
Jugend vor Verwahrlosung oder um strafbaren 
Handlungen vorzubeugen, erforderlich ist.

Artikel 12 
Berufsfreiheit

1/  Alle Deutschen haben das Recht, Beruf, Ar-
beitsplatz und Ausbildungsstätte frei zu wählen.  
Die Berufsausübung kann durch Gesetz oder 
auf Grund eines Gesetzes geregelt werden.

2 /  Niemand darf zu einer bestimmten Arbeit 
 gezwungen werden, außer im Rahmen einer 

herkömmlichen allgemeinen, für alle gleichen 
öffentlichen Dienstleistungspflicht.

3 /  Zwangsarbeit ist nur bei einer gerichtlich ange-
ordneten Freiheitsentziehung zulässig.

Artikel 12a 
Militärische und zivile Dienstpflichten

1/  Männer können vom vollendeten achtzehnten 
Lebensjahr an zum Dienst in den Streitkräften, 
im Bundesgrenzschutz oder in einem Zivil-
schutzverband verpflichtet werden.

2 /  Wer aus Gewissensgründen den Kriegsdienst 
mit der Waffe verweigert, kann zu einem Ersatz-
dienst verpflichtet werden. Die Dauer des 
 Ersatzdienstes darf die Dauer des Wehrdienstes 
nicht übersteigen. Das Nähere regelt ein Ge-
setz, das die Freiheit der Gewissensentscheidung 
nicht beeinträchtigen darf und auch eine Mög-
lichkeit des Ersatzdienstes vorsehen muß, die in 
keinem Zusammenhang mit den Verbänden der 
Streitkräfte und des Bundesgrenzschutzes steht.

3 /  Wehrpflichtige, die nicht zu einem Dienst nach 
Abs. 1 oder 2 herangezogen sind, können im 
Verteidigungsfalle durch Gesetz oder auf Grund 
eines Gesetzes zu zivilen Dienstleistungen für 
Zwecke der Verteidigung einschließlich des 
Schutzes der Zivilbevölkerung in Arbeitsverhält-
nisse verpflichtet werden; Verpflichtungen in 
 öffentlichrechtliche Dienstverhältnisse sind nur 
zur Wahrnehmung polizeilicher Aufgaben oder 
solcher hoheitlichen Aufgaben der öffentlichen 
Verwaltung, die nur in einem öffentlichrecht
lichen Dienstverhältnis erfüllt werden können, 
 zulässig. Arbeitsverhältnisse nach Satz 1 können 
bei den Streitkräften, im Bereich ihrer Versor-
gung sowie bei der öffentlichen Verwaltung 
 begründet werden; Verpflichtungen in Arbeits-
verhältnisse im Bereiche der Versorgung der 
Zivilbevölkerung sind nur zulässig, um ihren 
lebensnotwendigen Bedarf zu decken oder ih-
ren Schutz sicher zustellen.

4 /  Kann im Verteidigungsfalle der Bedarf an zivilen 
Dienstleistungen im zivilen Sanitäts und Heil
wesen sowie in der ortsfesten militärischen 
 Lazarettorganisation nicht auf freiwilliger Grund-
lage gedeckt werden, so können Frauen vom 
voll endeten achtzehnten bis zum vollendeten 
 fünfundfünfzigsten Lebensjahr durch Gesetz 
oder auf Grund eines Gesetzes zu derartigen 
Dienstleistungen herangezogen werden. Sie 
dürfen auf keinen Fall zum Dienst mit der Waffe 
verpflichtet werden.

5 /  Für die Zeit vor dem Verteidigungsfalle können 
Verpflichtungen nach Abs. 3 nur nach Maß gabe 
des Art. 80a Abs. 1 begründet werden. Zur Vor-
bereitung auf Dienstleistungen nach  Abs. 3,  
für die besondere Kenntnisse oder Fertigkeiten 
erforderlich sind, kann durch  Gesetz oder auf 
Grund eines Gesetzes die Teilnahme an Ausbil-
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